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Die Nummer 45 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält ſtellen, können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen 
nter werden. Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung 
Nr. 2626 die Verordnung, betreffend die Ein⸗ der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 


führung des Geſetzes über die Beurkundung des Per- Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen 
ſonenſtandes und die Eheſchließung vom 6. Februar Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver⸗ 
1875 in Helgoland, vom 25. November 1899. änderte Anlage berührt werden. 
— —— $ 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen „Ge⸗ 
Verordnungen und Bekanntmachungen noſſenſchaft zur Regultrung der Brudzawer Bache“ 
der Zentral⸗Behörden. und hat ihren Sitz in Groß⸗Brudzaw. 
Statut 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 


UN 
für die Genoſſenſchaft zur Regulirung der Brudzaw'er haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
Bache zu Groß-Brudzaw im Kreiſe Strasburg. Ka Genoſſenſchaft getragen. Dagegen bleiben die nach 
——— — den Zwecken der Melioration behufs ihrer nutzbringenden 
Wir Wilhelm, Verwendung für die einzelnen betheiligten Grundſtücke 
von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. erforderlichen Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung 
verordnen auf Grund der Së 57 und 65 des Geſetzes von Wieſen, Anlage und Unterhaltung beſonderer Zu⸗ 
vom 1. April 1879 (Geſetz⸗ Sammlung Seite 297) fund Ableitungsgräben u. |. w. den betreffenden Eigen⸗ 
nach Anhörung der Betheiligten, was folgt: thümern überlaſſen. Dieſelben ſind jedoch gehalten, 
8 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ den im Intereſſe der ganzen Melioration getroffenen 
ebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeinde⸗ Anordnungen des Vorſtehers Folge zu leiſten. In⸗ 
bezuken Groß⸗Kruſchin, Groß⸗ und Klein⸗Brudzaw ſoweit den Genoſſenſchaftsmitgliedern zu den Jolge⸗ 
werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag einrichtungen aus ſtaatlichen oder provinziellen Fonds 
dieſer Grundſtücke nach Maßgabe des Meliorations⸗Beihülfen gewährt werden, find ſie gehalten, die zur 
plaues des Landmeſſers Böhmer vom 10. November Erhaltung des Erfolges erforderlichen Maßregeln (Nach⸗ 
1897 und des Nachtrages des Regierungs⸗Baumeiſters düngungen u. ſ. w.) zu treffen und können hierzu 
Motthes vom 13. Auguſt 1898 durch Entwäſſerung nöthigenfalls von dem Vorſtande (eventuell auf An⸗ 
zu verbeſſern. weiſung der Auſſichtsbehörde) durch vorher anzudrohende 
Das Meliorationsgebiet iſt auf der ein Zubehör Ordnungsſtrafen bis zum Betrage von 30 Mark, welche 
des Meliorationsplanes bildenden Karte des Land⸗ wiederholt werden dürfen, angehalten werden. Haben 
meſſers Böhmer vom Jahre 1897 dargeſtellt, daſelbſt auch dieſe keinen Erfolg, jo iſt der Vorſtand (eventuell 
mit einer Begrenzungslinie in blauer Farbe bezeichnet auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde) berechtigt, das 
und bezüglich der betheiligten Beſitzſtände der Genoſſen⸗ Erforderliche durch Dritte ausführen zu laſſen und die 
ſchafts⸗Mitglieder in den zugehörigen Regiſtern ſpeziell entſtehenden Koſten von den betreffenden Genoſſen im 
nachgewieſen. Wege des Verwaltungszwangsverfahrens einzuziehen. 
Karte und Regiſter werden mit einem auf das Weiſt ein Genoſſe nach, daß er von einer ander 
Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden weiten Benutzung derartiger Grundſtücke mehr Nutzen 
Beglaubigungsvermerke verſehen und bei der Aufſichts⸗ hat, als von ihrer Erhaltung als Wieſe, ſo kann ihm 


behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. eine ſolche von dem Vorſtande mit Zuſtimmung der 
Abänderungen des Meliorationsprojektes, welche Aufſichtsbehörde geftattet werben. 
im Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus: Gegen die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen 


Ausgegeben in Marienwerder am 14. Dezember 1899. 
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ergehenden Entſcheidungen des Vorſtandes iſt inner⸗ vier Wochen lang in der Wohnung des Vorſtehers zur 
halb vier Wochen Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde Einſicht der Genoſſen auszulegen. Jedem Genoſſen 
zuläſſig. ſteht es frei, mit der Behauptung, daß die aus dem 

§ 4. Außer der Herſtellung der im Projekte Genoſſenſchaftsunternehmen erwachſenden Vortheile nicht 
und vorſtehend vorgeſehenen Anlagen liegt dem Ver- allen Grundſtücken in gleichem Maße zu Gute kommen, 
bande ob, Binnen⸗Entwäſſerungs-Anlagen innerhalb zu verlangen, daß die Höhe feines Beitrages dem wirk⸗ 
des Meliorationsgebietes, welche nur durch Zuſammen⸗ lichen Vortheile feiner Grundſtücke entſprechend feſt⸗ 
wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar find, zu ver⸗geſetzt werde. Solche Anträge find bei dem Vorſtande 
mitteln und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das anzubringen, gegen Delen Entſcheidung binnen zwei 
Beitragsverhältniß von der Aufſichtsbehörde feſtgeſtellt[ Wochen Berufung an die Aufſichtsbehörde zuläſſig iſt. 
iſt, auf Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer Letztere entſcheidet darüber endgültig, kann aber vor 
durchführen zu laſſen. der Entſcheidung unter ihrer bezw. eines Kommiſſarius 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, ſoweit Leitung durch Sachverſtändige, welche ſie ernennt, im 
erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen ſind, Beiſein des Antragſtellers und eines Vorſtandsvertreters 
unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. eine Unterſuchung eintreten laſſen. Sind beide Theile 

Die gemeinſchaftlichen Anlagen werdens mit dem Gutachten der Sachverſtändigen einverſtanden, 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beihlußljo wird die Höhe des Beitrages danach feſtgeſtellt. 
des Vorſtandes angenommenen Meliorationstechnikers Wird eine Entſcheidung erforderlich, ſo trägt der unter⸗ 
in der Regel in Akkord ausgeführt und unterhalten. liegende Theil die Koſten. 

Indeſſen können die Arbeiten nach Beſtimmung des Anträge auf Berichtigung der Beitragsliſten ſind 
Vorſtandes in Tagelohn gegeben werden. an keine Friſt gebunden. 

Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat das Im Falle einer Parzellirung ſind die Ge⸗ 
Bauprogramm aufzuftellen, die ſpeziellen Pläne aus: noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vor: 
zuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen Unter⸗geſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
lagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vorzulegen, auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 
überhaupt alle für das zweckmäßige Ineinandergreifen Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
der Arbeiten nothwendigen Maßregeln rechtzeitig an⸗ zweier Wochen die Beſchwerde an die Auffichtsbehörde 
zuregen und vorzubereiten, die Ausführung zu leiten zuläſſig. 
und die für Aenderungs⸗ und Ergänzungsanträge, für § 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Bel: 
Abſchlagszahlungen und für die Abnahme erforderlichen träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Ter⸗ 
Unterlagen anzufertigen. Die Wahl des Technikers, minen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei ver⸗ 
der mit demſelben abzuſchließende Vertrag und biejfäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Be⸗ 
Bedingungen für die Vergebung der Hauptarbeiten, träge beizutreiben. 
unterliegen der Zuſtimmung des Meliorationsbau⸗ $ 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
beamten. Auch im Uebrigen hat der Vorſtand in der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genom⸗ 
techniſchen Angelegenheiten während der Bauausführung menen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unter: 
den Rath des Meliorationsbeamten einzuholen und zufhaltung, ſoweit fein Grundſtück davon vorübergehend 
berücksichtigen. Nach Beendigung der Ausführung hat oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 
der Meliorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
und feſtzuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und plan- zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der 
mäßig, bezw. mit den von der Aufſichtsbehörde ge⸗ ihm aus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Ent: 
nehmigten Aenderungen ausgeführt iſt. Sollten hier⸗ ſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe 
bei Kontrolmeſſungen erforderlich ſein, ſo ſind dieſelben mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, das 
unter Leitung des Meliorationsbaubeamten von ver⸗ nach Vorſchrift dieſes Statutes zu bildende Schieds⸗ 
eideten Landmeſſern vorzunehmen; die Koſten dieſer gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

Aufmeſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen $ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 

§ 6. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, Uebrigen richtet ſich das Stimmverhältniß nach dem 
richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus Verhältniſſe der Theilnahme an den Genoſſenſchafts⸗ 
den Genoſſenſchafts⸗Anlagen erwachſenden Vortheile. laſten, und zwar in der Weiſe, daß für je drei Hektar 

Dieſer Vortheil entſpricht zur Zeit dem Flächen⸗ beitragspflichtigen Grundbeſitzes eine Stimme gerechnet 
inhalte der der Genoſſenſchaft angehörigen Grundſtücke. wird. 
Es werden daher die Genoſſenſchaftslaſten nach Maß⸗ Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
gabe des Flächenraumes der betheiligten Grundſtücke zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Be⸗ 
aufgebracht. kanntmachung der Auslegung vier Wochen lang zur 

$ 7. Die hiernach feſtzuſtellenden Beitragsliſten Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
find von dem Vorſtande anzufertigen, und nach vor auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
gängiger öffentlicher Bekanntmachung der Auslegung ſind an keine Friſt gebunden. 
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8 12. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus: 
a. einem Vorſteher, 
b. vier Repräſentanten der Genoſſenſchafts⸗Mit⸗ 
glieder. 
Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 
Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der 
Generalverſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung. 
In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten 
Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern werden von der Generalverſammlung auf 
fünf Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 
Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 
reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 8 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen ſind in 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich wenigſtens 
haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom ein Mal und in den erſten fünf Jahren nach der Bau⸗ 
Vorſitzenden zu ziehende Loos. ausführung jährlich zwei Mal, im Frühjahr und im 
Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge- Herbſte, ftattzufinden hat. Die Schau wird durch den 
meindewahlen. Vorſteher geleitet. Die übrigen Vorſtandsmitglieder 
$ 13. Die Gewählten werden von ber Auf⸗ſind zur Theilnahme an der Schau einzuladen. Der 
ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. Schautermin iſt rechtzeitig, möglichſt vier Wochen vor⸗ 
Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder undſher, der Auſſichtsbehörde und dem zuſtändigen Melio⸗ 
deren Stellvertreter dient das von der Auſſichtebehörde rationsbaubeamten anzuzeigen, welche befugt ſind, an 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. den Schauen theilzunehmen. Die von ihnen gemachten 
8 Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, Vorſchläge ſind zu beachten. Das Ergebniß der Schau 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo iſt in einem Protokolle, für deſſen Aufbewahrung der 
dient dazu ein Zeugniß der Auſſichtsbehörde. Vorſteher zu ſorgen hat, niederzulegen. Die Aufſichts⸗ 
Der Vorſtand hält feine Sitzungen unter Vorſitz behörde tft befugt, erforderlichen Falles die nach tech 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die niſchem Ermeſſen zur Unterhaltung der im Projekte 
Repräſentanten und deſſen Stimme im Falle der vorgeſehenen oder ſtatutenmäßig beſchloſſenen Anlagen 
Stimmengleichheit entſcheidet. nothwendigen Arbeiten im Zwangéwege auf Koſten 
Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es er⸗ der Genoſſenſchaft zur Ausführung zu bringen. Ueber 
forderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der Beſchwerden gegen die bezüglichen Anordnungen der 
Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit Aufſichtsbehörde entſcheidet der Regierungs-Präſident 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der endgültig. 
Vorſtandemitglieder anweſend ſind. Wer am Erſcheinen 9 16. Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 
verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher an⸗Rechner, welcher von dem Vorſtande auf drei Jahre 
zuzeigen. Zieler hat alsdann einen Stellvertreter zu laden. gewählt und Delen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
§ 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne geſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die 
Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienſt⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die führung anordnen. f 
ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen- § 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
heiten der Genoſſenſchaft. Genoſſen unterliegen: 
Insbeſondere liegt ihm ob: 1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 


Vorſtandes die nöthigen Anordnungen zu treffen 
und die etwa erforderlichen Ausführungsvorſchriften 
zu erlaſſen; 

e. die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus: 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf 
die Kaffe anzuweiſen und die Kaſſen verwaltung 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidiren; 

d. die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor⸗ 
ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; 

e. die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ 
nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur Gültig⸗ 
keit der Verträge iſt dieſe Genehmigung nicht 
erforderlich; 

f. die nach Maßgabe dieſes Statutes und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von 
30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur 


a. die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen Stellvertreter; 
nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplane zu ver⸗ 2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 
anlaſſen und zu beaufſichtigen; Entſchädigung; 

b. über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über 3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell⸗ 
die Grabenräumung, die Heuwerbung und die vertreter; 


Hütung auf den Wieſen mit Zuſtimmung des 4. die Abänderung des Statutes. 
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$ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Aufſichts⸗ 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte 
nach den Flächenangaben des Grundſtückeregiſters des 
Genoſſenſchaftsgebietes aufzustellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (8 60 des Geſetzes 
vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 


Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt 
zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außer⸗ 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen 
Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiete 
ganz oder theilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen 
liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie, beziehungsweiſe der von ihr ernannte 
Kommiſſar den Vorſitz. 

§ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 

gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln be⸗ 
ruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen 
Gerichte. 
s Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be: 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Entſcheidung 
berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zus 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 


den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht 
Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 

$ 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: „Ge⸗ 
noſſenſchaft zur Regulirung der Brudzawer Bache zu 
Groß⸗Brudzaw“ zu erlaſſen und vom Vorſteher zu 
unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in die Kreisblätter 
zu Strasburg und Brieſen aufgenommen. 

§ 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem § 69 des Geſetzes vom 1. April 
1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zuſtimmung 
der Auſſichtsbehörde bedürftigen Vorſtandsbeſchluß er: 
folgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 6. November 1899. 

ch) gez. Wilhelm R. 

ggez. von Hammerſtein. Schönſtedt. 

2) Die der Mannheimer Verſicherungs⸗Geſellſchaft zu 
Mannheim unter dem 3. Juni 1881 für die Trans⸗ 
portverſicherung ertheilte Konzeſſion zum Geſchäfts⸗ 
betriebe in Preußen wird unter den darin bezeichneten 
Bedingungen hierdurch auf die Unfall-, Haftpflicht-, 
Einbruch- und Diebftahls:, ſowie Glasverſicherung aus: 
gedehnt. 
Berlin, den 28. November 1899. 
(Siegel) 
Der Königlich Preußiſche Miniſter 
für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
(gez.) Hoeter. 
Der Königlich Preußiſche Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. 
(gez.) v. Biſchoffshauſen. 
EA Bekanntmachung. 
Die Weihnachtsſendungen betreffend. 


Das Reichs⸗Poſtamt richtet auch in dieſem Jahre 


heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Ent⸗ an das Publikum das Erſuchen, mit den Weih⸗ 


ſcheidung eines Schiedsgerichtes frei, welche binnen zwei nachts verſendungen bald zu beginnen, 


Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides an damit die Packetmaſſen ſich nicht in den letzten Tagen 
gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß vor dem Feſte zu ſehr zuſammendrängen, wodurch die 
Die Koſten des Verfahrens ſind dem unterliegenden Pünktlichkeit in der Beförderung leidet. Bei dem 
Theile aufzuerlegen. außerordentlichen Anſchwellen des Verkehrs iſt es nicht 
Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, thunlich, die gewöhnlichen Beförderungsfriſten ein⸗ 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei zuhalten und namentlich auf weitere Entfernungen eine 
Beiſizern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stell⸗ Gewähr für rechtzeitige Zuftellung vor dem Weihnachts: 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe feſte zu übernehmen, wenn die Packete erſt am 22. De⸗ 
der Vorſchriften dieſes Statutes gewählt. Wählbar zember oder noch ſpäter eingeliefert werden. 
iſt jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zul Die Packete find dauerhaft zu verpacken. 
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Dünne Paypkaſten, ſchwache Schachteln, Zigarren⸗ Faſanenbennen, Haſelwild und Wachteln auf den 18. Ja⸗ 
kiſten ac. find nicht zu benutzen. Die Aufſchriftſnnar, für Haſen auf den 27. Januar 1900 feſtgeſetzt. 
der Packete muß deutlich, vollſtändig und Marienwerder, den 29. November 1899. 
baltbar hergeſtellt ſein. Kann die Aufſchrift nicht Der Bezirks⸗Ausſchuß. 
in deutlicher Weiſe auf das Packet geſetzt werden, ſo 7) Bekanntmachung. 
empfiehlt ſich die Verwendung eines Blattes weißen Am Tage der Betriebseröffnung auf der Neben⸗ 
Papiers, welches der ganzen Fläche nach feſt auf⸗ bahn Freyſtadt— Marienwerder tritt in Kröxen Weſtpr. 
geklebt werden muß. Bei Fleiſchſendungen und ſolchen eine Poſtagentur in Wirkſamkeit, welche ihre Ver⸗ 
Gegenständen in Leinwandverpackung, welche Feuchtig⸗ bindung mit dem Poſtamte in Marienwerder und den 
keit, Fett, Blut ꝛc. abſetzen, darf die Aufſchrift nicht Schaffnerbahnpoſten der Eiſenbahnſtrecke Jablonowo — 
auf die Umhüllung geklebt werden. Am zweck⸗ Marienwerder erhält. 
mäßigſten ſind gedruckte Aufſchriften auf Dem Landbeſtellbezirke der neuen Poſtagentur 
weißem Papier. Dagegen dürfen Formulare zu Poſt⸗ werden folgende Ortſchaften zugetheilt werden: Groß⸗ 
Packetadreſſen für Packetaufſchriften nicht verwendet und Klein⸗Roſainen und Louiſenhof. 
werden. Der Name des Beſtimmungsorts Danzig, den 7. Dezember 1899. 
muß ſtets recht groß und kräftig gedruckt Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion. 
oder geſchrieben ſein. Die Packetaufſchrift muß 8) Bekanntmachung. 
ſämmtliche Angaben der Begleitadreſſe Unter Bezugnahme auf § 12 des Vereinszoll⸗ 
enthalten, zutreffendenfalls alſo den Frankovermerk, geſetzes vom 1. Juli 1869 wird hiermit auf Anordnung 
den Nachnahmebetrag nebſt Namen und Wohnung des des Herrn Finanz⸗Miniſters zur öffentlichen Kenntniß 
Abſenders, den Vermerk der Eilbeſtellung u. ſ. w., gebracht, daß der Bundesrath durch Beſchluß vom 
damit im Falle des Verluſtes der Begleitadreſſe das 9. November 1899 — 8 643 der Protokolle — einer 
Packet auch ohne dieſelbe dem Empfänger ausgehändigt Anzahl von weiteren Abänderungen und Ergänzungen 
werden kann. Auf Packeten nach größeren|des amtlichen Waarenverzeichniſſes zum Zolltarif die 
Orten iſt die Wohnung des Empfängers, Zuſtimmung ertheilt hat. Dieſe Abänderungen treten 
auf Packeten nach Berlin auch der Buchſtabe des Poſt⸗ mit dem 1. Januar 1900 in Kraft und können bei 
bezirkes (C., W., SO. u. ſ. w) anzugeben. Zur Be. allen Zoll und Steuerſtellen eingeſehen werden. 
ſchleunigung des Betriebs trägt es weſentlich bei, Danzig, den 7. Dezember 1899. 
wenn die Packete frankirt aufgeliefert werden; die Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 
Vereinigung mehrerer Packete zu einer Begleitadreſſe 9) Verdingung von Kies und Steinſchlag, 
iſt thunlichſt zu vermeiden. nämlich von 5600 ebm Deckkies, 50 660 cbm ges 
Berlin W., den 4. Dezember 1899. fiebtem und 25 320 ebm ungeſiebtem Kies und 2000 
Reichs⸗Poſtamt. I. Abtheilung. ebm Steinſchlag in 40 Looſen für alle Strecken des 
Kraetke. Direktionsbezirks. Der Termin für die Eröffnung der 


Angebote iſt auf den 8. Januar 1900, Vorm. 
d g 
Wee e 11 Uhr, feſtgeſetzt. Die Bedingungen und das Muſter 


4) Des Königs Majeſtät haben mittelft Allerhöchſten 10 A and d ea ang don 
Erlaſſes vom 16. d. Mis. dem Grenzauſſeher Rudolf 50 Pf. von unſerm Rechnungsbureau abgegeben. Zu⸗ 
Klavs in SE das e für ſchlagsfriſt 4 Wochen d S 
Rettung aus Gefahr zu verleihen geru t. er e ee ax 2 
Marienwerder, den 2. Dezember 1899. 10) ibung. Danzig. 
Der Negierungs⸗Präſident. hung. 


Die Inhaber von 3½ %. Nentenbriefen 
5) Der zum Steuerſatz von 18 Mark für das d A Ee Bee E / 
Jahr 1899 ausgefertigte, in Folge Reklamation auf 155 eee e 


\ 5 8 letzt 8 i i a 
12 Mark ermäßigte Wandergewerbeſchein Nr. 82 des een u ede u 


Arnold Hechtkopf in Culm zum Handel mit Woll⸗ d 
und Kurzwaaren ift angeblich verloren gegangen und Zins ſcheine sie. nebſl aim 


wird hierdurch für ungültig erklärt. Seit - 
a ; ungen auf Grund Der mit den Zins: 
EE Ge ren Lern ſcheinen Reihe I ausgegebenen Anwweiſungen 
Abthei Sé, BEE 9, 4 zu bewirken und dabei Folgendes zu beachten: 
btheilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten 1. Zu den bis einſchließlich zum 2. Ja⸗ 
€) Beſchluß. juuar 1900 ausgelooſten Rentenbriefen ſind 
! 


Auf Grund des § 2 des Geſetzes über die Schon⸗ neue Zinsſcheine nicht zu verabreichen, vielmehr die 
zeiten des Wildes vom 26. Februar 1870 in Ber: bezüglichen Anweiſungen bei der Realiſirung der aus⸗ 
bindung mit § 107 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom gelooſten Rentenbriefe nach Maßgabe unſerer Bekannt⸗ 
1. Auguſt 1883 wird für den Regierungsbezirk Ma⸗ machung vom 16. Auguſt 1899 an die Rentenbank⸗ 
rienwerder der Beginn der Schonzeit für Muer, Birk, Kaſſe mitabzuliefern. ® 


2. Die Einlieferun 
behufs Empfangnahme neuer 
nebſt Anweiſungen iſt zu bewirken: g 

a. in Königsberg ſelbſt im Lokale der Renten⸗ 
bank⸗Kaſſe, Tragheimer Pulverſtraße Nr. 
den Wochentagen Vormittags von 9—12 Uhr, 

b. von auswärts mit der Poſt frauko 
der Adreſſe der unterzeichneten Renten 

Direktion. 

3. Den Anweiſungen iſt bei der Einreichung 
eine ſpezielle Nachweiſung genan nach dem 
unten ſtehenden Sch 
Exemplare — beizufügen. In derſelben find die 
Auweiſungen nach Klaſſen — die höhere der 
niederen vorangehend — ſowie innerhalb jeder 
Klaſſe nach der laufenden Nummerfolge zu 
ordnen, und es muß am Schluſſe der Nach⸗ 
weiſung, gleichviel ob die Einreichung in Königsberg 
ſelbſt, oder von auswärts mit der Poſt erfolgt, die 
vom Einliefernden ausgefertigte und voll⸗ 
zogene Quittung über den Empfang der 
neuen Zinsſcheine und Auweiſungen gleich 
mitenthalten ſein. 

Die ſorgfältige und richtige Aufſtellung der be: 
gleitenden Nachweiſung wird zur Vermeidung von 
Weiterungen dringend empfohlen. 

Formulare zu den Nachweiſungen werden 
von der Rentenbank⸗Ka 
unentgeltlich verabreicht. 


g der Anweiſungen 


Werden die Auweiſungen im Lokale 5 


4. 
der Rentenbank⸗Kaſſe abgegeben, (ad 2a), fo 
erhält der Einliefernde entweder ſofort die neuen Zins⸗ 
ſcheine und Anweiſungen oder eine Gegenbeſcheinigung, 
worin ein beſtimmter Tag angegeben wird, an welchem 
dann die Empfangnahme der neuen Zinsſcheine und 
Anweiſungen gegen Rückgabe der Gegenbeſcheinigung 
zu bewirken iſt. 

Werden die Anweiſungen mit der 
Poſt eingereicht, (ad 2 b), fo erfolgt innerhalb 
14 Tagen nach der Abſendung entweder die Zuſendung 
der neuen Zinsſcheine und Anweiſungen oder eine Be⸗ 
nachrichtigung an den Einſender über die obwaltenden 
Hinderniſſe. 

Sollte weder das eine noch das andere geſchehen, 
ſo iſt der unterzeichneten Rentenbank⸗Direktion davon 
gleich nach Ablauf der 14 Tage mittelft eingeſchriebenen 
Briefes Anzeige zu erſtatten. 

6. Sind Anweiſungen abhanden ge⸗ 
kommen, ſo müſſen behufs Verabreichung der neuen 
11 Bekanut 


Auf Grund des § 19 ff. des Geſetzes vom 2. März 1850 über die Ablö 


Zins ſcheine 


ema — in nur einem König 


ſſe in Königsberg auf Erſuchen & 
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Zinsſcheine und Anweiſungen die betreffenden Renten: 
briefe der unterzeichneten Rentenbank⸗Direktion mittelſt 
beſonderer Eingabe eingereicht werden, und es iſt in 


ſolchem Falle den Inhabern der fraglichen Rentenbriefe 
5, an 


anzurathen, dieſe Einreichung ſchon jetzt oder bis zum 
20. Januar k. 38. zu bewirken, damit nicht etwa 


unter vorher die Ausreichung der neuen Zinsſcheine und Ans 
bank: weiſungen an einen Anderen auf Grund der in ſeinen 


Händen befindlich geweſenen und von ihm präſentirten 

Anweiſungen erfolgt. 

Königsberg, den 6. Dezember 1899. 

liche Direktion der Rentenbank für die Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen. 


Schema. 
Nachweiſung 
über 7 Stück Anweiſungen Reihe 1 zu 8475 Mark 
3½ % Rentenbriefen der Provinzen Oft: und Weſt⸗ 


3 7 o- 


preußen behufs Abhebung neuer Zinsſcheine Reihe II 
Nr. 1 bis 16 nebſt Anweiſungen. 

Eingereicht von 

Wohnort 


(Name und Stand). 

e (in Städten mit Angabe der 
Straße und Haus⸗Nr). 

Nächſte Poſtſtation (auf dem Lande). 


zu den Rentenbriefen 


Summa für 
jede Klaſſe 
Ib 


1 10 F. 3000 

21 1416 1 3000 6000 

3 15 G. 1500 1500 

44 1491 II. 300 

5 1492 M 300 

61 1493 55 300 900 

7 910 J. 75 75 
Summa 8475 


Gegen Ablieferung der vorſtebend verzeichneten 
7 Stück Anweiſungen zu 8475 Mk. Rentenbriefen der 
Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen habe ich die Zins⸗ 
ſcheine Reihe II Nr. 1—16 und Anweiſungen richtig 
erhalten, was hierdurch beſcheinigt wird. 


Des obenbenannten 0 . . 
Einliefernden A 


machung 
ſung der Reallaſten, und 


des § 3 des Geſetzes vom 27. April 1872 über die Ablöſung der den geiſtlichen und Schul⸗Inſtituten, ſowie 


den frommen und milden Stiftungen pp zuſtehenden Real 
welche ſich im Durchſchnitt der 


eines Neuſcheffels der verſchiedenen Getreidearten, 


berechtigungen — werden die Martini⸗Marktpreiſe 
Jahre 1876 bis einſchließlich 


1899 bei Weglaſſung der Preiſe in den beiden theuerſten und den beiden wohlfeilſten Jahren ergeben, ſowie 


die diesjährigen durchſchnittlichen Martini⸗ 
Marktorten der Provinz Weſtpreußen, 


Ablöſungs⸗ und Gemeinheitstheilungs 


Marktpreiſe eines Neuſcheffels Roggen 
behufs Berechnung und Feſtſtellung der Geld 
ſachen, hierdurch wie folgt bekannt gemacht: 


in den feſtgeſtellten Normal: 
renten in Regulirungs⸗, 


D 
Es beträgt der 24/20jährige Martini⸗Durchſchnitts⸗ B. 


ig cm z Martini⸗Durch⸗ 
Marktpreis für den Neuſcheffel: ſchnitis⸗Markt⸗ 


Bezeichnung 


& preis für ben 
2 der e Neuſcheffel 

= Weizen | Roggen | Gerſte | Hafer | Erben [Kartoffeln Roggen 

ZS Normal⸗Marktorte. im Jahre 1899 
en TS RE! ae e 18 ` E ` Lé 
1 Bütow — — 5 371 — — 14 3 05 — — 22 5 13 
2 Danzig gail 5 06 4 380 2 844 6 100 1 85 4 93 
3 Dirſchau 6 1 4 95 4 29 3 03 6 15 1 67 4 59 
Al Elbing ie e ee 2 20 — — 
5 Dt. Eylau 6 65 4 95 4 09] 2 95 6 36 — — 4 70 
6 Flatow — — 4 oul 4 29 2 79 6 080 — — 4 66 
7 Märkiſch Friedland — — 5 11 4 444 2 99 irch — — 4 84 
81 Graudenz 6 39 5 188 A 32 3 164 6 580 — — 4 91 
9 Konitz 6 37 4 95 4 01 2 85 6 044 — — 5 05 
10] Deutſch Krone — - 5 47 4 844 3 1 6 6560 — — 5 45 
11 Kulm 5 95 4 59 4 007 2 91 GO — — 4 52 
12 Marienburg — — 5 31 4 45 3 29] 7 08] 1 82 5 03 
13 Marienwerder 6 734 5 38] A 27] 3 234 6 76 — — 4 98 
14] Mewe 6 44] 4 82 4 48 3 13 6 434 — — 4 68 
15 Thorn 6 591 5 16] A 32 3 31 6 660 — — 5 09 


Bromberg, den 5. Dezember 1899. ? 
Königliche General⸗Kommiſſion für die Provinzen Weſtpreußen und Poſen. 
12) N von Ausländern aus dem in Culmſee zu Rathsherren der Stadt Culmſee find 
eichsgebiet. beſtätigt E 
ö Die Wahl des Geheimen Sanitätsraths Dr. 
Auf Grund des 5 39 des fo den 16 Wilde in Dt. Krone zum unbeſoldeten Rathsherrn 
1. Aon E 9 5 eine ne irk der Stadt Dt. Krone iſt beſtätigt worden. 

e 3 ` ſchi S 5 k Im Kreiſe Culm ift der Gutsverwalter Otto 
Schärding, Ober⸗Oeſterreich österreich äer | E Sommerfeldt zu Mühle Waldau zum Amts 
angehöriger, a e San vorſteher für den Amtsbezirk Radmannsdorf ernannt. 
Zuchthaus, laut Erkenntniß vom 17. Von Im Kreiſe Thorn iſt der Gutsverwalter Otto 
11 Seth 1 1 5 9 0 oe zu Pöhler zu Schloß Birglau zum Stellvertreter des 

onauwörth, vom 18. . n Bt 0 5 S 

Auf Grund des $ 362 des Strafgeſeßbuchs. Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk Birglau ernannt. 


1. Johann Stein!, Weber, geboren am 13. Fe⸗ Perſonal⸗Veränderungen im Bezirk des 
bruar 1851 zu Graslitz, Böhmen, ortsangehörig Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder 


ebendaſelbſt, wegen Bettelns, vom Fürſtlich reußi⸗ pro Monat November 1899. 
Dr Landrathsamt zu Gera, vom 21. Oktober Ernannt: 1. Landrichter Bischoff in Thorn zum 


. Landgerichtsrath, 
2. Kaspar Fleck, Arbeiter, geboren am 29. No⸗ 2. die Antsrichter Ou pc zb i in Danzi 
N ; zig und 
vember 1869 in Litrom, oc Bostomig, Meyer in Culmſee zu Amtsgerichtsräthen, 


Mähren, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land] 3. Staatsanwaltſchaftsrath Weizmann in Breslau 


ſtreichens und Bettelns, vom Königlich preußiſchen um Erſten Staatsanwalt in Grauden 
Regierungs⸗Präſidenten zu Breslau, vom 25. Ok. 4. ne moro wei in EC 
tober d. J. zum Landrichter in Danzig, 
18) Perſonal⸗Chronik. 5. die Gerichtsaſſeſſoren Carl in Erfurt und 
Der Regierungsrath Oberländer iſt der Richter in Danzig zu Amtsrichtern in Schlochau, 
hieſigen Regierung zu dienſtlichen Verwendung über⸗ 6. Gerichtsaſſeſſor Koehler in Flatow zum Amts⸗ 
wieſen. richter in Roſenberg W. Pr., 
Die Wiederwahl des Mühlengutsbeſitzers Julius 7. Gerichtsaſſeſſor v. Carlowitz in Danzig zum 


Fiedler und die Wahl des Ingenieurs Kolberg Amtsrichter in Konitz, 


— 426 — 


8. Gerichtsaſſeſſor Dr. Otto in Danzig zum Amts- Nikolaiken nach Marienwerder, der Zollpraktikant 
richter in Muskau, Schacht von Szymkowo nach Graudenz, der Steuer: 

9. Gerichtsaſſeſſor Fuchs in Elbing zum Amts⸗ Aufſeher Kaesler von Baldenburg nach Schwetz 
richter in Löbau W/ Pr., und der Steuer⸗Aufſeher Hinz von Schwetz nach 

10. die Referendare Weckwarth und Mü rau Baldenburg. 
in Danzig und Mauſolf in Grutta zu Ge⸗ Der Steuer⸗Aufſeher Strunskus in Pr. Fried: 
richtsaſſeſſoren, land iſt geſtorben. 

11. Rechtskandidat Friedrich Kuhnke aus Marien⸗ Verſetzt iſt der Güterexpedient Lüdtke von 
burg zum Referendar unter Ueberweiſung an Thorn nach Gneſen. 
das Amtsgericht in Zoppot, Der Predigtamts⸗ Kandidat Weſtphal aus 

12. Gerichtsſchreibel Tunkel ein Rieſenburg zum Haſſeln iſt in die Pfarrſtelle Gr. Peterkau⸗Heidemühl 
Verwalter der Gerichtskaſſe daſelbſt, berufen worden. 

13. Gerichtsſchreibergehülfe Siekierski in Konitz Der ſeitherige Hülfsprediger Johannes Friedrich 
zum Gerichtsſchreiber bei dem Amtsgericht daſelbſt, Hilt mann iſt zum Pfarrer der evangeliſchen Kirchen: 

14. Gerichtsſchreibergehülfe Roesmer in Neuſtadt gemeinde Lulkau in der Diözeſe Thorn berufen und 
W., Pr. zum Gerichtsſchreiber und Dolmetſcher von dem Königlichen Konſiſtorium beſtätigt worden. 
bei dem Amtsgericht in Neumark W. / Pr., Die Ortsaufſicht über die evangeliſchen Schulen 

15. der diätariſche Gerichtsſchreibergehülfe Auer in zu Flötenſtein und Darſen, Kreis Schlochau, iſt dem 
Danzig zum Gerichtsſchreiber und Kaſſenverwalter Prediger Schmökel in Flötenſtein übertragen und 
bei dem Amtsgericht in Lautenburg, der bisherige Ortsſchulinſpektor, Kreisſchulinſpektor 

16. der diätariſche Bureaugehülfe Freder in Stras⸗ Dornheckter in Prechlau von dieſem Amte entbunden 
burg W. Pr. zum Gerichtsſchreiber bei dem Amts⸗ worden. 


gericht in Rieſenburg. Dem Kandidaten der Theologie Hermann Neu— 
Verſetzt: 1. Amtsrichter Henning in Elbing an das mann in Hoffſtädt, Kreis Dt. Krone, iſt die Er⸗ 

Landgericht daſelbſt, laubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk als Hauslehrer 
2. Amtsrichter Ornaß in Zempelburg an dasjund Erzieher thätig zu fein. 

Landgericht in Elbing, Dem Lehrer Iſidor Joſeph in Jaſtrow iſt 
3. Amtsrichter Plagemann in Danzig an das die Erlaubniß ertheilt, die in Jaſtrow beſtehende jüdiſche 

Landgericht daſelbſt, Privatſchule zu leiten und in derſelben zu unterrichten. 
4. Amtsrichter Dr. Witte in Tiegenhof an das Dem Fräulein Hüllmann in Raudnitz, Kreis 

Amtsgericht in Danzig, Roſenberg, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen 
5. Amtsrichter von Lukowicz in Flatow an das Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig zu ſein. 

Landgericht J in Berlin, 14) Erledigte Schulſtellen. 
6. Erſter Staatsanwalt Harte in Graudenz an Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Lo⸗ 

das Landgericht in Stendal, winnek, Kreis Schwetz, wird zum 1. Januar k. Js. 
7. Staatsanwalt Schlütter in Graudenz an das ſerledigt. 

Landgericht in Halle a. / S., Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
8. Gerichtsſchreiber Fiſcher in Rieſenburg an das dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 

Landgericht in Thorn. ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 

Uebernommen: Gerichtsdiener Schlaak aus Bochum Herrn Kießner zu Schwetz zu melden. 
unter Ueberweiſung an das Amtsgericht in Die Lehrerſtelle an der Volks⸗Schule zu Hohen⸗ 
Neumark W. Pr. fier, Kreis Flatow, wird zum 1. Januar 1900 erledigt. 


Zugelaſſen: 1. Rechtsanwalt Dr. Rozanski in Danzig Lehrer evangeliſcher Konfeſſton, welche ſich um 
zur Rechtsanwaltſchaft bei dem Amts⸗ und Land⸗ dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
gericht in Gleiwitz, ihrer Zeugniſſe, bei dem ſtellvertretenden Kreisſchul⸗ 

2. Gerichtsaſſeſſor Hahn in Carthaus zur Rechts- inſpektor Herrn Superintendenten Syring in Flatow 
anwaltſchaft bei dem Amtsgericht daſelbſt. zu melden. 

Penſionirt: 1. Gerichtsdiener Steinert in Graudenz, Die Lehrerſtelle an der Volks Schule zu Falken⸗ 

2. Kanzlei⸗Inſpektor v. Euen in Graudenz. walde, Kreis Schlochau, wird zum 1. Februar 1900 

Geſtorben: Gefängniß⸗Inſpektor Breyer in Thorn. erledigt. 

Angeſtellt iſt der Poſtpraktikant Rieſe als Poſt⸗ Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um 
ſekretär in Deutſch⸗Krone. dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
Es find verſetzt worden: der Ober - Steuer- ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 

Kontroleur, Steuer ⸗Inſpektor Rittersdorf von Herrn Lektau zu Schlochau zu melden. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 50.) 
Nedlalrt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckere. 
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Amtsblatt. 


Anweiſung, 
betreffend 
das Verfahren bei der Ausſtellung und dem Umtauſch, ſowie bei der Erneuerung 
(Erſetzung) und der Berichtigung von Quittungskarten (88. 131 ff., 158, 160 des 
Juvalidenverſicherungsgeſetzes vom 19. Juli 1899, R. G. Bl. S. 463). 


I. Cheil. 


Stellen für die Ansſtellung, den Umtauſch und die Erneuerung von Guittungskarten. 
Formulare der Guittungskarten. 


I. Die Ausſtellung und der Umtauſch der Duittungskarten (§. 134 des Geſetzes) ſowie die Er⸗ 
ſetzung verlorener, unbrauchbar gewordener oder zerſtörter Quitlungskarten durch neue (§. 136 des Geſetzes 
erfolgt vorbehaltlich der Vorſchrift des §. 151 Ziff. 1 des Geſetzes durch die Ortspolizeibehörden. In 
Ortspolizeibezirken, welche mehrere Gemeinden oder ſelbſtſtändige Gutsbezirke umfaſſen, ſind die Orts⸗ 
polizeibehörden mit Genehmigung des Regierungspräſidenten befugt, die Wahrnehmung der bezeichneten 
Opbliegenheiten den Gemeindevorſtanden (Gutsvorſiehern) zu übertragen. 

Sofern für die Verwaltung der Ortspolizei beſondere örtliche Bezirke (Polizeireviere) beſtehen, 
ſind die Vorſtände dieſer Bezirke zur Ausſtellung u. ſ. w. der Quittungskarten verpflichtet. 

Bildet der Gemeindenorfiand ein Kollegium, fo hat er, wenn ihm die Ausſtellung u. |. w. der 
Quittungskarten übertragen iſt, hierfür einen Kommiſſar zu beſtellen. Auf Gemeinden, für deren Ver: 
waltung beſondere örtliche Bezirke (Diſtrikte) errichtet find, findet die Beſtimmung des vorhergehenden 
Abſatzes entſprechende Anwendung. 

Die Gemeinden (Gutsbeſiger) ſowie die Kreisverbände (Oberamtsbezirke) ſind befugt, für ihre 
Bezirke auf ihre Koſten, an Stelle der vorbezeichneten Behörden oder neben denſelben, für die Wahr⸗ 
nehmung des Kartengeſchäftes beſondere Beamte zu beſtellen. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des 
Re zierungspräſidenten, für den Stadtkreis Berlin des Oberpräfidenten. Dieſe Beamten ſind befugt, ein 
Siegel zu führen, e den Preußiſchen Adler und die Umſchrift: „Ausgabeſtelle für Quittungskarten 
inn . enthält. 

II. Verpflichtet zur Ausſtellung u. |. w. der Quittungskarten iſt diejenige Stelle, in deren Bezirk der 
Verſicherte bei Stellung des Antrags auf Ausſtellung u |. w. der Karte beſchäftigt iſt oder, ſofern er eine 
Beſchäftigung nicht hat, die Stelle, in deren Bezirk er wohnt oder ſich aufhält. Findet die Beſchäftigung 
vorübergehend im Auslande, aber in einem Betriebe ftatt, deſſen Sitz im Inlande belegen iſt, ſo iſt zur 
Ausſtellung der Quittungskarte diejenige Stelle verpflichtet, in deren Bezirk der Sitz des Betriebes gelegen 
iſt. Zur Ausſtellung u. ſ. w. der Quitlungslarten für Hausgewerbetreibende, auf welche gemäß 8. 2 des 
Geſetzes die Verſicherungspflicht durch Beſchluß des Bundesraths erſtreckt iſt, iſt diejenige Stelle ver⸗ 
pflichtet, in deren Bezirk der Betriebsſitz des Hausgewerbetreibenden gelegen iſt. 

II. Sofern bei Durchführung der Beſtimmungen der 88. 135, 163 die Ausſtellung, der Umtauſch 
oder die Erneuerung von Quittungskarten erforderlich wird, ſind die Vorſtände der Verſicherungsanſtalten 
und deren Kontrolbeamten befugt, die Ausſtellung, den Umtauſch und die Erneuerung der Quittungskarten 
vorzunehmen. 
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IV. Die Formulare der Quittungskarten ſind durch Beſchluß des Bundesraths vom 
10. November 1899 feſtgeſtellt. Quittungskarten in gelber Farbe (Formular A) werden für ver⸗ 
ſicherungspflichtige Perſonen und ſolche Perſonen, welche nachdem ihre Verſicherungspflicht aufgehört 
hat, die Verſicherung freiwillig fortſetzen (Weiterverſicherung) ausgeſtellt. Hiernach ſind für Perſonen, 
welche entweder zu Anfang oder im Laufe der Verſicherung eine gelbe Quittungskarte nach dem 
Formular A erhalten haben, für die Folge ohne Rückſicht ob ſie verſicherungspflichtig ſind oder ſich 
freiwillig weiter verſichern, ſtets gelbe Quittungskarten auszuſtellen. Quittungskarten in grauer Farbe 
(Formular B) werden ſolchen Perſonen ausgeſtellt, welche auf Grund des Rechts zur Selbſtverſicherung 
freiwillig in die Verſicherung eintreten oder dieſe fortſetzen. Wird der Inhaber einer grauen Quittungs⸗ 
karte (Formular B) verſicherungspflichtig, ſo hat er ſeine Quittungskarte gegen eine gelbe Quittungs⸗ 
karte (Formular A) umzutauſchen und für die Folge ſtets gelbe Quittungskarten zu erhalten. 

Wer für die Selbſtverſicherung und deren Fortſetzung unbefugt andere als graue Quittungskarten 
verwendet, kann, ſofern nicht nach anderen geſetzlichen Vorſchriften eine härtere Strafe eur, von der 
unteren Verwaltungsbehörde und da, wo die Beitragskontrole Rentenſtellen übertragen iſt, von deren 
Vorſitzenden mit einer Ordnungsſtrafe bis zu zwanzig Mark belegt werden. 

Quittungskarten alten Muſters dürfen nach dem 1. Januar 1900 für die Ausſtellung, dem Um⸗ 
tauſch und die Erneuerung (Erſetzung) von Quittungskarten nicht mehr verwendet werden. Die am 
Schluſſe des 9 9 5 1899 in Benutzung befindlichen Quittungskarten dürfen nach dem 1. Januar 1900, 
und zwar auch für die Selbſtverſicherung und deren Fortſetzung innerhalb zweier Jahre nach dem Tage 
ihrer Ausſtellung (§. 135 Abſ. 1) zur Beitragsentrichtung noch verwendet werden. Bei Aufrechnung dieſer 
Karten iſt aber durch die Aufrechnungsſtelle nicht die Zahl der Beitragsmarken, ſondern die Zahl der 
durch Marken der einzelnen Lohnklaſſen nachgewieſenen Beitrags wochen, nöthigenfalls unter Hinzuziehung 
einer beſonderen Spalte für Lohnklaſſe V, anzugeben und die hierzu erforderliche Abänderung des Vor: 
drucks handſchrifttich vorzunehmen. 

Den zur Selbſtverſicherung oder deren Fortſetzung berechtigten Perſonen iſt vom 1. Januar 1900 
ab bei Ertheilung einer neuer Quittungskarte eine ſolche nach Formular B auszuſtellen, ſofern ſie nicht 
den a führen, daß für ſie früher auf Grund der Verſicherungspflicht Beiträge entrichtet 
worden ſind. 


II. Cheil. 
Onittungskarten für die Verſicherungspflicht und ihre Fortſetzung. (Formular A.) 


1. Abſchnitt: Ausſtellung der erſten Quittungskarte. (Formular A.) 


V. Die erſte OQuittungskarte (Formular A) wird ſolchen Perſonen ausgeſtellt, welche auf Grund 
des Verſicherungszwanges (88. 1, 2 des Geſetzes) neu in die Verſicherung eintreten. Für Perſonen, welche 
einer zugelaſſenen Kaſſeneinrichtung (§§. 8, 10, 11 des Geſetzes) angehören, ſowie für angemuſterte See⸗ 
leute werden Quittungskarten nicht ausgeſtellt. Die Ausſtellung der Quittungskarten erfolgt, ſofern nicht 
in Einzelfällen abweichende Anordnungen ergehen, nur auf Antrag des Verſicherten oder ſeines Arbeit 
gebers (§. 131 des Geſetzes). Vor der Ausſtellung iſt zu prüfen, ob die Perſon, für welche die Karte 
ausgeſtellt werden ſoll, zum Eintritt in die Verſicherung verpflichtet iſt. Als Anhalt für dieſe Prüfung 
dient die Anleitung des Reichs⸗Verſicherungsamts betreffend den Kreis der nach dem Invalidenverſiche⸗ 
rungsgeſetz verſicherten Perſonen. 

VI. Thatſachen, welche ſich auf das Recht zum Eintritt in die Verſicherung und demgemäß zum 
Empfange einer erſten Quittungskarte beziehen, hat die um Ausſtellung der Karte erſuchte Stelle zu be⸗ 
rückſichtigen, ſoweit ſie ihr amtlich bekannt ſind. Im Uebrigen iſt die Stelle zwar berechtigt, aber nicht 
verpflichtet, von Amtswegen weitere, das Vorhandenſein ſolcher Thatſachen betreffende Ermittelungen an⸗ 
zuſtellen. Soweit derartige Ermittelungen vorgenommen werden, ſind ſie auf dem kürzeſten Wege unter 
thunlichſter Vermeidung von Weiterungen und Koſten zu veranlaſſen. 

Nach Maßgabe ihrer amtlichen Kenntniß und nach dem Ergebniß der Ermittelungen hat ſich die 
Ausgabeſtelle darüber ſchlüſſig zu machen, ob ſie die Quittungskarte ausſtellen oder die Ausſtellung ab⸗ 
lehnen will. Dabei iſt grundſätzlich thunlichſtes Entgegenkommen zu bethätigen. Bleibt die Zu⸗ 
läſſigkeit der Ausſtellung zweifelhaft und laſſen ſich die Zweifel nicht alsbold befeitigen, To hat die Ausgabeſtelle 
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die für ihren Bezirk zuſtändige Verficherungsanftalt unter Mittheilung der die Zweifel begründenden Umſtände 
um eine Aeußerung binnen einer kurz bemeſſenen Friſt zu erſuchen. Iſt die Verſicherungsanſtalt mit der 
Ausſtellung der Karte einverſtanden oder geht eine Aeußerung von ihr binnen der geſetzten Friſt nicht 
ein, ſo hat die Ausgabeſtelle die Karte alsbald auszuſtellen. 

Widerſpricht dagegen die Verſicherungsanſtalt der Ausſtellung, ſo iſt die Sache als Streitigkeit 
im Sinne der 8$. 155, 156 des Geſetzes zu behandeln, kurzer Hand an die zur Entſcheidung 
zuſtändige Verwaltungsbehörde abzugeben und die endgültige Erledigung dieſer Streitigkeit ab⸗ 
zuwarten. Je nach dem Ergebniß dieſes Verfahrens iſt die Ausſtellung der Quittungskarte, ſofern ſie 
noch nicht erfolgt war, vorzunehmen oder endgültig abzulehnen. War die Karte aber bereits ausgeſtellt, 
ſo iſt nöthigenfalls die Einziehung der Karte und die Vernichtung der etwa verwendeten Marken nach 
Maßgabe des 8. 158 des Geſetzes zu veranlaſſen. 

Wird die Ausſtellung der Karte aus anderen Gründen als wegen beſtehender Zweifel über die 
Verſicherungspflicht abgelehnt, ſo ſteht dem Antragſteller die Beſchwerde im Aufſichtswege zu. 

VII. Bei der Ausfüllung des Formulars iſt in folgender Weiſe zu verfahren: 

Neben dem am Kopf der Karte befindlichen Vermerk „Verſicherungsanſtalt“ iſt der Name der⸗ 
jenigen Anſtalt einzutragen, in deren Bezirk der Verſicherte bei Ausſtellung der Karte beſchäftigt iſt, 
bei verſicherungspflichtigen Hausgewerbetreibenden (§. 2 des Geſetzes) der Name derjenigen Anſtalt, in 
deren Bezirk ſich der Betriebsſitz des Hausgewerbetreibenden befindet. Bei der Schiffsbeſatzung deutſcher See⸗ 
fahrzeuge iſt, ſoweit Quittungskarten überhaupt ausgeſtellt werden (V), der Name der Verſicherungsanſtalt 
einzutragen, in deren Bezirk ſich der Heimathshafen des Schiffes befindet. Findet die Beſchäftigung 
vorübergehend im Ausland aber in einem Betriebe ſtatt, deſſen Sitz im Inlande belegen iſt, ſo iſt der 
Name derjenigen Verſicherungsanſtalt einzutragen, in deren Bezirk der Sitz des Betriebes gelegen iſt. 

Für das Verſonal ausländiſcher Binnenſchiffe iſt der Name derjenigen Verſicherungsanſtalt ein⸗ 
zutragen, in deren Bezirk das Schiff beim Ueberfahren der Grenze zuerſt emtrtt. Hiernach kommen in 
Betracht für den Rhein und die Saar die Verſicherungsanſtalt Rheinprovinz, für den Rhein — Rhoöne⸗ 
und den Rhein —Marne-Kanal die Verſicherungsanſtalt Elſaß⸗Lothringen, für die Elbe die Verſicherungs⸗ 
anſtalt Königreich Sachſen und für die Weichſel die Verſicherungsanſtalt Weſtpreußen. 

Sodann iſt die Bezeichnung der die Quittungskarte ausſtellenden Stelle (3. B. „Ausgabe⸗ 
ſtelle in „, „Amtsvorſteher in „, „Orts⸗Krankenkaſſe in „) und das Datum, an 
welchem die Karte ausgeſtellt wird, einzutragen. Der Unterſchriſt des ausſtellenden Beamten bedarf es nicht. 
Neben dieſe Eintragungen iſt rechts oben an der durch den Vordruck bezeichneten Stelle das Dienſtſiegel 
der Ausfertigungsſtelle in Blau- oder Schwarzdruck abzudrucken. 

Der Vermerk für die Eintragung der Liſtennummern iſt da, wo ſolche Liſten über die aus⸗ 
geſtellte Karte nicht geführt werden, zu durchſtreichen Eine Verpflichtung zur Führung ſolcher Liſten be⸗ 
Debt zwar nicht, doch empfiehlt ſich ihre freiwillige Anlegung und Fortführung. 

Die Ausfüllung des Vermerks „Verwendbar für die Zeit ſeit dem .. ten“ hat nur zu erfolgen, 
wenn in die Karte für die Zeit vor ihrer Ausſtellung, z. B. bei nachträglicher Feſtſtellung der Ver⸗ 
ſicherungspfllcht, oder bei unterbliebener rechtzeitiger Ausſtellung der Quittungskarte, Marken einzukleben 
find, Die Ausgabeſtellen haben zur Vermeidung nachträglicher Berichtigungen vor Ausfertigung jeder 
Quittungskarte den Verſicherten zu befragen, ob in die Karte Marken für eine vor dem Ausſtellungstage 
liegende Zeit eingeklebt werden ſollen. Im Uebrigen iſt bei Ausfüllung des Vermerks mit beſonderer 
Vorſicht zu verfahren, da die Gefahr naheliegt, daß Perſonen, welche ſich nachträglich die Möglichkeit 
eröffnen wollen, Anſpruch auf eine Rente oder auf eine höhere Rente zu erheben, Anträge auf Aus⸗ 
füllung ſtellen. Es ſind daher die thatſächlichen Verhältniſſe ſorgfältig zu prüfen und nöthigenfalls die 
Verſicherungsanſtalten, die nachträglich belaſtet werden ſollen, zu hören. Ein mehr als vier Jahre arts 
liegender Zeitpunkt darf nicht eingetragen werden ($. 146 des Geſetzes). 

Der Vermerk ift, ſofern er nicht ausgefüllt werden fol, zu durchſtreichen, auf die Guültigkeits⸗ 
dauer der Karte hat er keinen Einfluß, dieſe richtet ſich vielmehr ſtets nach dem Tage der Ausſtellung. 

Die Karte erhält die Nummer 1. 

Sodann ſind Vor⸗ und Zuname, Berufsſtellung, Geburtsort und Geburtszeit ſowie 
der Wohnort nebſt Straße, Hausnummer des Inhabers einzutragen. Bei Frauen iſt nicht der 
Vorname des Mannes, ſondern der Vorname der Frau, ferner der Zuname des Mannes und der Ge⸗ 
burtsname der Frau einzutragen, z. B. Ehefrau (Wittwe) Clara Schulz geb. Schäfer. Bei Feſtſtellung 
der Aufſchrift um zur Unterſcheidung des Verſicherten von anderen Perſonen beſondere Sorgfalt 
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geboten. Bei Angabe der „Berufsſtellung“ iſt neben der allgemeinen Bezeichnung „Urbeirer“, „Gehülfe“, 
„Geſelle“ u. ſ. w. thunlichſt auch der beſondere Berufszweig, in welchem der Verſicherte bei Aus⸗ 
ſtellung der Karte beſchäftigt iſt, einzutragen, 3. B. „landwirthſchaftlicher Arbeiter“, „Schloſſergeſelle“ u. ſ. w. 
Im Uebrigen iſt zu beachten, daß Eintragungen oder Vermerke, welche durch das Geſetz nicht vorgeſehen 
find, unzuläſſig und ſtrafbar find (88. 139, 184 a. a. O.). Insbeſondere darf die Perſon des Arbeit⸗ 
gebers nicht in die Karte eingetragen werden. 

Die Eintragungen ſollen handſchriftlich erfolgen, doch iſt es zuläſſig, die Bezeichnung der aus⸗ 
ſtellenden Stelle durch Druck oder durch Verwendung eines Stempels und die Eintragung des Namens 
der Verſicherungsanſtalt am Kopfe der Karte durch Verwendung eines Stempels zu bewirken. 

VIII. Unmittelbar nach der Ausſtellung iſt die Karte auszuhändigen oder dem Verſicherten durch 
Vermittelung des Arbeitgebers koſtenlos zuzuſtellen. 


2. Abſchnitt: Der Umtauſch der Quittungs karten. (Formular A.) 


IX. Der Umtauſch findet der Regel nach erſt dann ſtatt, wenn die für die Einklebung von 
Marken beitimmten Felder der Quittungskarte gefüllt ſind oder die Gültigkeit der Quittungskarte erloſchen 
iſt (Gë 134, 135 des Geſetzes). Auf ſeine Koſten darf jedoch der Verſicherte jederzeit die Ausſtellung einer 
neuen Quittungskarte gegen Rückgabe der älteren Karte beanſpruchen (§. 131 Abſatz 3 des Geſetzes). 

Bei dem Umtauſch der Quittungskarte ſind folgende Geſchäfte zu unterſcheiden: 

A. die Aufrechnung der alten Karte; 


B. die Ausſtellung der Beſcheinigung über die ans der Anfrechuung ſich ergebenden Endzahlen; 
C. die Ausſtellung der neuen Karte; 


D. die Einſendung der anfgerechneten Karten an die zuſtändige Verſichernugsauſtalt. 


A. Die Aufrechnung der alten Gate, 


X. Die Aufrechnung der alten Karte hat in unmittelbarem Anſchluß an deren Rückgabe zu 
erfolgen. 

Die Aufrechnung erfolgt auf der Innenſeite der zurückgegebenen Quittungskarte an der 
durch den Vordruck bezeichneten Stelle; dabei iſt Folgendes zu beachten: 

1. Die in der aufzurechnenden Karte durch Marken nachgewieſenen Beitrags wochen ſind ohne Rückſicht 
darauf, ob die Marken auf verſchiedene Verſicherungsanſtalten lauten, lediglich nach Lohnktlaſſen 
zuſammenzurechnen; das Zahlenergebniß iſt für jede Lohnklaſſe getrennt in die für die betreffende 
Lohnklaſſe beſtimmte Rubrik der Tabelle einzutragen. 

2. An der vorgemerkten Stelle ſind die beſcheinigten Krankheiten und militäriſchen Dienſt— 
leiſtungen, welche innerhalb des Zeitraums vom Tage der Ausſtellung der Karte bis zur Aufrechnung 
derſelben nachgewieſen werden, nach dem Datum des Beginns und der Beendigung der einzelnen 
Krankheit oder militäriſchen Dienſtleiſtung einzutragen. 

Die Einrechnung dieſer Zeilen in die Zahl der ordentlichen Beitragswochen ſowie die 
Zuſammenrechnung der Dauer der einzelnen Krankheitsfälle oder militäriſchen Dienſtleiſtungen iſt bei 
Aufrechnung der Karte nicht zuläſſig. Reicht der Vordruck für Krankheitszeiten nicht aus, weil mehr 
als fünf Krankheitsfälle einzutragen ſind, ſo können unter entſprechender handſchriftlicher Aenderung 
des Vordrucks auch die für militärische Dienſtleiſtungen beſtimmten Rubriken, ſoweit dieſe für die 
letzteren nicht verwendet zu werden brauchen, zur Eintragung von Krankheitsfällen benutzt werden. 
Daſſelbe gilt für den umgekehrten Fall. 

3. Zum Nachweiſe einer Krankheit genügt die Beſcheinigung des Vorſtandes derjenigen Orts⸗, 
Betriebs⸗ (Fabrik-), Haus oder Innungskraukenkaſſe, derjenigen Knappfchaftskaſſe, eingeſchriebenen 
oder auf Grund landesrechtlicher Vorſchriften errichteten Hülfskaſſe, beziehungsweiſe derjenigen 
Gemeindekrankenverſicherung, welcher der Verſicherte angehört hat (58. 31 Abſatz 1, 191 
des Geſetzes). Für diejenige Zeit, welche über die Dauer der von den betreffenden Kaſſen zu ge⸗ 
währenden Krankenunterſtützung hinausreicht, ſowie für diejenigen Perſonen, welche einer derartigen 
Kaſſe nicht angehört haben, genügt die Beſcheinigung der Gemeindebehörde (§. 31 Abſatz 1 des 
Geſetzes). Auch können für die in Reichs⸗ und Staats betrieben beſchäftigten Perſonen die Be⸗ 
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ſcheinigungen über die Krankheit durch die vorgeſetzte Dienſtbehörde ausgeſtellt werden (8. 131 
Abſatz 2 des Geſetzes). Die Anerkennung ſonſtiger Nachweiſe (J. B. ärztlicher Alteſte, Zeugniſſe von 
Krankenhäuſern über die Krankheit u. ſ. w.) iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen. 

4. Der Nachweis militäriſcher Dienſtleiſtungen erfolgt durch Vorlegung der Militärpapiere 
($. 31 Abſatz 3 des Geſetzes). 

5. Für die Eintragung einer Krankheit iſt im Einzelnen Folgendes zu beachten: 

a) Krankheiten, welche durch Beſcheinigungen der Kaſſenvorſtände oder der Gemeindebehörden 
nachgewieſen werden (Ziff. 3), ſind nur dann zu berückſichtigen, wenn ſie auf dem durch An⸗ 
weiſung vom 16 Oktober 1899 vorgeſchriebenen Formular ausgeſtellt find. 

Es ſind ferner nur ſolche Krankheiten einzutragen, welche mindeſtens eine volle Beitragswoche 
(Montag bis einſchließlich Sonntag) gedauert haben. 

b) Krankheiten, welche die Erkrankten ſich vorſätzlich oder bei Begehung eines durch ſtraf⸗ 
gerichtliches Urtheil feſtgeſtellten Verbrechens, durch ſchuldhafte Betheiligung bei Schläge⸗ 
reien oder Naufhändeln oder durch Trunkfälligkeit zugezogen haben, find nicht einzu⸗ 
tragen, dagegen hat die Eintragung für ſolche Krankheiten, welche Verſicherte ſich durch 
geſchlechtliche Ausſchweifungen zugezogen haben, zu erfolgen. 

Krankheiten von Perſonen, welche, nachdem die Verſicherungspflicht fortgefallen iſt, ſich 
freiwillig weiterverſichern, ſind, ſoweit die Krankheiten in die Zeit der Weiterverſicherung fallen, 
nicht zu berücksichtigen; das Gleiche gilt von Krankheiten bei denjenigen Perſonen, welche 
vor Beginn der Krankheit eine die Verſicherungspflicht begründende Beſchäftig ung 
überhaupt nicht oder nur vorübergehend gehabt haben. 

Ergiebt ſich, daß der Erkrankte durch die Krankheit nicht verhindert geweſen iſt, ſeine die 
Verſicherungspflicht begründende Beſchäftigung fortzusetzen, fo iſt die Eintragung abzulehnen 
Hierhin gehört auch der Fall, daß für die Dauer der Krankheit wegen Fortſetzung des die 
a begründenden Arbeits- oder Dienſtverhältniſſes Beitragsmarken entrichte! 
worden find. 

e) Bei Krankheiten, welche ununterbrochen länger als ein Jahr gedauert haben, iſt die über 

dieſen Zeitraum hinaus reichende Dauer der Krankheit nicht einzutragen. 

f) Die an eine Krankheit Téi anſchließende, mit Erwerbsunfähigkit verbundene Geneſungszeit 
wird der Krankheit gleichgeachtet. Daſſelbe gilt von einem regelmäßig verlaufenden Wochen— 
bette für die Dauer der dadurch veranlaßten Erwerbsunfähigkeit. aber höchſtens für ſechs 
Wochen von der Entbindung an gerechnet. 

3. Die Eintragung einer militäriſchen Dienſtzeit iſt zu verſagen: 

a) wenn es ſich um militäriſche Dienſtleiſtungen handelt, die nicht zur Erfüllung der Wehr: 
pflicht ſtatlgefunden haben; für die Dauer von Mobilmachungs- oder Kriegszeiten kommen 
jedoch auch ſolche Militärdienſte in Anrechnung, die nicht zur Erfüllung der Wehrpflicht, 
ſondern freiwillig geleiſtet worden ſind; 

b) wenn es ſich um militäriſche Dienſtleiſtungen während der freiwilligen Fortſetzung eines 
Verſicherungsverhältniſſes handelt; 

e) wenn ſich ergiebt, daß der Inhaber der Quittungskarte vor Beginn der militäriſchen Dienſt⸗ 
leiſtung eine die Verſicherungspflicht begründende Beſchäftigung überhaupt nicht 
oder nur vorübergehend gehabt hat. 

` Vor Eintragung der Krankheitszeiten und der militäriſchen Dienſtleiſtungen iſt die Anrechnungs⸗ 
fähigkeit derſelben zu prüfen. Ergeben ſich hierbei Zweifel, ſo iſt deren Behebung durch Rückfragen 
oder in ſonſt geeignet erſcheinender Weiſe, ſofern dies ohne beſondere Koſten möglich iſt, herbeizu⸗ 
führen. Gelingt die Beſeitigung der Zweifel nicht, ſo ſind die fraglichen Krankheiten und militäriſchen 
Dienſtleiſtungen zu berückſichtigen, jedoch iſt der Verſicherungsanſtalt bei Ueberſendung der auf⸗ 
gerechneten Karte oder ſogleich von dem obwaltenden Bedenken Mittheilung zu machen. 

8. Sofern die aufrechnende Stelle Grund zu der Annahme hat, daß bei der Aufrechnung militäriſche 

Dienſileiſtungen oder Krankheitsfälle zu berückſichtigen ſind, ſo hat fie dem Inhaber der Quittungs⸗ 

karte, ſofern derſelbe deren Anrechnung nicht ſelbſt beantragt hat, die Beibringung der erforder⸗ 

lichen Nachweiſe zu empfehlen. Die Aufrechnung kann in dieſem Falle nachträglich vervollſtändigt 

werden. 
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®. Unter die Aufrechnung hat die aufrechnende Stelle den Ort und das Datum, ſowie ihre dienſtliche 
Bezeichnung LG B. Magiſtrat in Wau ſetzen; der Unterſchrift des aufrechnenden Beamten 
bedarf es nicht. Die Bezeichnung des Ortes und Datums ſowie der aufrechnenden Stelle kann 
durch Stempeldruck erfolgen. Neben die Bezeichnung der aufrechnenden Stelle iſt deren Siegel 
abzudrucken. 


B. Die Ausſtellung der Veſcheinigung über die aus der Aufrechnung ſich ergebenden Gudzahlen. 


XI. Ueber das Ergebniß der Aufrechnung iſt dem Inhaber der Quittungskarte eine Beſchei⸗ 
nigung zu ertheilen, welche die aus der Aufrechnung ſich ergebenden Endzahlen wiedergiebt. Für dieſe 


Aloe 5: Beſcheinigung iſt das beiliegende Formular, welches der Aufrechnungstabelle in der Quittungskarte 


entſpricht, zu verwenden. Legt der Inhaber der Quittungskarte ein Sammelbuch für Beſcheinigungen vor, 
ſo iſt in dieſes das Ergebniß der Aufrechnung einzutragen. 

Die Bezeichnung des Orts, Datums und der beſcheinigenden Stelle auf der Beſcheinigung kann 
durch Aufdruck eines Stempels erfolgen. Der Unterſchrift des beſcheinigenden Beamten bedarf es nicht. 
Die Beſcheinigung iſt im unmittelbaren Anſchluß an die Aufrechnung auszuſtellen und mit 
der neuen Quittungskarte auszuhändigen. 

XII. Gegen die Aufrechnung der abgegebenen Quittungskarte und gegen den Inhalt der 
Beſcheinigung ſteht nach §. 137 des Geſetzes dem Verſicherten binnen zwei Wochen nach Aushändigung 
der Beſcheinigung der Einſpruch zu. Der Einſpruch iſt unter Vorlegung der Beſcheinigung bei der⸗ 
jenigen Stelle zu erheben, welche die Quittungskarte aufgerechnet und die Beſcheinigung ausgeſtellt hat; 
dieſelbe Stelle hat auch über den Einſpruch zu befinden. 

Das Verfahren über den Einſpruch iſt an beſondere Formen nicht gebunden. Wird der Einſpruch 
als begründet anerkannt, ſo iſt die Aufrechnung und die Beſcheinigung entſprechend zu berichtigen. Die 
Zurückweiſung des Einſpruchs iſt dem Einſprechenden mitzutheilen. Dies kann mündlich oder durch 
Zufertigung eines ſchriftlichen Beſcheides gegen Behändigungsſchein geſchehen. Sind der Entſcheidung 
förmliche Beweiserhebungen vorangegangen, fo iſt dem Einſprechenden auf ſeinen Antrag und ſeine 
Koſten Abſchrift der Beweis verhandlungen zu ertheilen. 

XIII. Gegen die völlige oder theilweiſe Zurückweiſung des Einſpruchs findet binnen zwei Wochen 
nach Mittheilung der Entſcheidung unter Vorlegung der Beſcheinigung und des auf den Einſpruch eiwa 
ertheilten ſchriftlichen Beſcheides Beſchwerde an die der beſcheinigenden Stelle unmittelbar vorgeſetzte 
Dienſibehörde ſtatt. Die Beſchwerde kann ſowohl bei dieſer als auch bei der Stelle, gegen deren Beſcheid 
ſich die Beſchwerde richtet, eingelegt werden. 

Das Verfahren über die Beſchwerde iſt an beſondere Formen nicht gebunden. Die ergangene 
Entſcheidung iſt endgültig ($. 137 des Geſetzes«). Wird die Beſchwerde als begründet anerkannt, 
ſo iſt die Aufrechnung und die Beſcheinigung nöthigenfalls auf einem beſonderen mit derſelben zu ver⸗ 
bindenden Blatt Papier mit farbiger Tinte entſprechend zu berichtigen. Die Entſcheidung iſt dem 
Beſchwerdeführer unter Rückgabe der etwa berichtigten Beſcheinigung mitzutheilen, die aufgerechnete 
Quittungskarte aber der aufrechnenden Stelle zurückzugeben. 

XIV. Aus dem Einſpruch und der Beſchwerde ſollen dem Verſicherten in der Regel keine Koſten 
entſtehen, doch iſt die über den Einſpruch oder die Beſchwerde entſcheidende Stelle befugt, dem Verſicherten 
die Koſten für ſolche Anträge zur Laſt zu legen, deren Unbegründetheit dem Verſicherten bekannt waren 
oder bekannt ſein mußten. Zu dieſen Koſten gehören auch Portoauslagen. Die Auferlegung der Koſten 
iſt zu begründen. 


C. Die Ansſtellung der neuen Quittungskarte. 


XV. Die Ausſtellung der neuen Quittungskarte erfolgt nur gegen Rückgabe der älteren Karte, 
und Zug um Zug mit dieſer Rückgabe. 

Die Ausſtellung der neuen Karte erfolgt nach den für die Ausſtellung der erſten Karte maßgebenden 
Vorſchriften (Ziffer V— VIII, jedoch mit folgenden Aenderungen: 

1. Die Ausſtellung der neuen Quittungskarte darf in der Regel nicht von einer beſonderen Feſt⸗ 
ſtellung, ob zur Zeit eine Verſicherungspflicht beſteht, abhängig gemacht werden. Vielmehr hat im 
Allgemeinen jeder, welchem eine Quittungskarte einmal ausgeſtellt worden iſt, das Recht, den Unuauſch 
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derſelben zu verlangen, und nur in ſolchen Fällen iſt der Umtauſch ausnahmsweiſe zu verſagen, in denen 
die Ausgabeſtelle die pflichtmäßige Ueberzeugung gewinnt, daß die alte Quittungskarte zu Unrecht aus⸗ 
geſtellt worden iſt. 

2. Ferner iſt in die Rubrik „Verſicherungsanſtalt“ nicht diejenige Verſicherungsanſtalt, in 
deren Bezirk der Verſicherte zur Zeit der Ausſtellung der neuen Karte beſchäſtigt iſt, ſondern diejenige 
Verſicherungsanſtalt einzutragen, welche auf der erſten Quittungskarte des Verſicherten verzeichnet war. 
Als dieſe gilt diejenige Verſicherungsanſtalt, welche auf der der Nummer nach nächſtvorhergehenden Karte, 
alſo in der Regel auf der zum Unttauſch übergebenen Karte verzeichnet iſt, ſofern ſich als erſte Ver⸗ 
ſicherungsanſtalt nicht eine beſtimmte andere ergiebt (5. 133 des Geſetzes). 

3. Die neue Quittungskarte erhält als Nummer diejenige Zahl, welche auf die Zahl der auf⸗ 
gerechneten Karte, ſoweit dieſelbe zu ermitteln iſt, folgt. Enthält dieſe beiſpielsweiſe die Zahl 3, ſo iſt 
die neue Karte mit der Zahl 4 zu bezeichnen. Als „Berufsſtellung“ iſt, wie ſich aus dem Vordruck 
ergiebt, diejenige Berufsſtellung einzutragen, welche der Inhaber zur Zeit der Ausſtellung der 
neuen Quittungskarte bekleidet, auch wenn auf der früheren Quitungskarte eine andere Berufs⸗ 
ſtellung angegeben war. Solche Verſchiedenheiten werden ſich z. B. dann ergeben, wenn aus Lehr⸗ 
lingen Geſellen geworden ſind, ein anderes Gewerbe begonnen worden iſt u. ſ. w. i 


D. Die Einſendung der aufgerechneten Karten an die Verſicherungsanſtalt. 


XVI. Die abgegebenen Quittungskarten find ſorgfältig aufzubewahren und ſpäteſtens in Zeit⸗ 
räumen von drei zu drei Monaten an die Verſicherungsanſtalt des Bezirks, in welchem die auf⸗ 
rechnende Stelle ihren Sitz hat, portofrei zu überſenden. Etwaigen Wünſchen der Verſicherungs⸗ 
anſtalt wegen Einhaltung kürzerer Einſendungstermine iſt zu entſprechen. Vor Ablauf der Einſpruchs⸗ 
oder Beſchwerdefriſt, und, ſofern Einſpruch oder Beſchwerde eingelegt iſt, vor Erledigung derſelben iſt die 
betreffende Karte nicht abzuſenden. 

XVII. Die Ausgabeftellen haben mit der Quittungskarte zugleich die Beſcheinigungen über Krank⸗ 
heiten (X Ziff. 3) und zwar auch dann, wenn die Eintragung der Krankheit abgelehnt worden iſt (X Ziff. 5. a.), 
ſowie Nachweiſe über Beſchäftigungen, welche in die Zeit vor dem Inkrafttreten der Verſicherungspflicht 
für den Berufszweig des Verſicherten fallen, abzunehmen und mit der Quittungskarte an die Verſicherungs⸗ 
anſtalt des Bezirks behufs Weiterſendung und Aufbewahrung bei derjenigen Verſicherungsanſtalt, an 


welche die betreffende Quittungskarte abzugeben iſt, zu überſenden. Die Krankheitsbeſcheinigungen und 
Arbeitsnachweiſe ſind den aufgerechneten Quittungekarten beizufügen. 

Das Gleiche gilt in Anſehung derjenigen Beſcheinigungen, welche nach §. 9 Abſatz 2 des 
Geſetzes ſolchen Perſonen auszuftellen find, die aus einer vom Bundesrath zur Durchführung der 
Invaliditäts- und Alters verſicherung zugelaſſenen beſonderen Kaſſeneinrichtung ausſcheiden. Militärpapiere 
ſind nicht abzunehmen, weil dieſelben auch zu anderen Zwecken gebraucht werden und aus deren 
etwaiger Rückforderung aus dem Gewahrſam der Verſicherungsanſtalten Koſten und Weiterungen ent⸗ 
ſtehen würden. 


3. Abſchnitt. Die Erneuerung (Erſetzung) von Qnuittungskarten. (Formular A.) 


XVIII. Hat der Inhaber ſeine Quittungskarte verloren, oder iſt die Quittungskarte ganz oder 
theilweiſe zerſtört, oder aus einem anderen Grunde als wegen Füllung mit Beitragsmarken zur weiteren 
Verwendung unbrauchbar geworden, ſo iſt der Inhaber berechtigt, die Erſetzung dieſer Quittungskarte 
durch eine neue Quittungskarte zu beanſpruchen (§. 136 des Geſetzes). Hierbei iſt in folgender 
Weiſe zu verfahren: 

1. Die Außenſeite erhält genau die Aufſchriften der zu erneuernden Karte, ſoweit die⸗ 
ſelben nachweisbar ſind, alſo auch die Bezeichnung der Ausgabeſtelle und die Nummer der Karte. Zi 
der Name der Verſicherungsanſtalt, die Bezeichnung der Ausgabeſtelle und die Nummer ber Karte nich! 
feſtzuſtellen, jo erhält die erneuerte Karte den Namen der Verſicherungsanſtalt, in deren Bezirk der Ver⸗ 
ſicherte zur Zeit der Erneuerung beſchäftigt iſt, die Bezeichnung der die Erneuerung bewirkende Ausgabe⸗ 
ſtelle und die Nummer 1. Oben am Kopf der Karte oder an einer anderen, den genügenden Raun: 
darbietenden Stelle ihrer Außenſeite iſt (handſchriftlich oder durch Aufdrücken eines Stempels) der Vermer! 
„Erneuert“ zu ſetzen, an dem für das Dienſtſiegel beſtimmten Platze iſt das Dienſtſiegel derjenigen 
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Stelle abzudrucken. welche die Erneuerung vornimmt, auch wenn die frühere Karte von einer anderen 
Stelle ausgeſtellt geweſen In. BR. 

2. In die Innenſeite der Karte ift auf den zur Aufnahme von Marken beſtimmten Feldern, in der 
Regel oben links beginnend, mit thunlichſter Raumerſparniß einzutragen, für wieviel Beitragswochen Marken 
in der zu erneuern Ben Quittungskarte nachweislich für du einzelnen Lohnklaſſen und Verſicherungsanſtalien 
enthalten waren. Der Nachweis des Inhalts der zu erneuernden Karte iſt Sache des Inhabers. Iſt 
dieſe Karte ganz oder theilweiſe noch vorhanden, ſo iſt deren Inhalt, ſoweit er erkennbar iſt, ohne weiter⸗ 
Prüfung in die neue Karte einzutragen. Im Uebrigen bedarf es eines glaubhaften Nachweiſes. Zu 
einem glaubhaften Nachweis iſt in der Regel die Vorlegung der Lohnliſten des Arbeitgebers oder eine zu⸗ 
verläſſige Auskunft des Arbeitgebers oder der Mitarbeiter des Verſicherten für ausreichend zu erachten. 
Wird ein glaubhafter Nachweis darüber, ob und wieviel Beitragsmarken in der zu erneuernden Karte 
enthalten waren, nicht geführt, ſo iſt von der Markenübertragung abzuſehen und in die erneuerte Karte der 
Vermerk aufzunehmen: „Bei Erneuerung der Karte waren Beitragsmarken nicht zu übertragen.“ Dieſer 
Vermerk bedarf weder der Unterſchriſt noch der Beidrückung des Dienftfiegels. 

Bei Uebertragung der in der zu erneuernden Karte nachgewieſenen Beiträge iſt zu beachten, 
daß für mehrere Beitragswochen gemeinſam nur eine Marke verwendet werden kann, im Uebrigen fol 
in der aus dem nachfolgenden Beispiel ſich ergebenden Weiſe verfahren werden: 

„Bei Erneuerung der Karte übertragen: 

10 W. IJ. V. A. Königreich Sachſen. 


13 = Ill. = = Brandenburg. 
8 * V. = Rheinprovmz. 
Halle, den 5. März 1900. (Name des den Uebertragungs⸗Vermerk ausſtellenden Beamten.) 
(L. 8.) d 


Dabei bedeuten die Abkürzungen W. „Beitragswochen“, V. A. „Verſicherungsanſtalt“, die römiſchen 
Ziffern 1, II, III, IV, V die Lohnklaſſen, die arabiſchen Ziffern die Anzahl von Beitragswochen, für 
welche Marken aus der betreffenden Lohnklaſſe und Verſicherungsanſtalt beigebracht waren; 3 B. können 
die oben aufgeführten 13 Wochen III. Verſicherungsanſtalt Brandenburg aus einer nach dem 1. Januar 1900 
verwendeten, für einen Z itabſchnilt von 13 Wochen hergeſtellten Beitragsmarke III. Lohnklaſſe den 
Verſicherungsanſtalt Brandenburg herrühren. Der Uebertragungsvermerk iſt von dem übertragenden 
Beamten mit Ort und Datum und ſeiner Namens⸗Umerſchriſt zu verſehen und durch Beidrückung des 
Dienſtſiegels zu beglaubigen. Eine Entfernung der auf der unbrauchbar gewordenen Quittungskart. 
vorhandenen Marken und ihre Einklebung in die neue Karte it unſtatthaft. 
3. Die erneuerte Karte iſt dem Verſicherten, ſeinem Beauftragten oder Vertreter auszuhändigen. 
War die ältere Karte, welche durch die neue erſetzt iſt, ganz oder zum Theil noch vorhanden, ſo iſt dieſelbe 
von der Ausgabeſtelle einzubehalten und mit dem Vermerk: „Nach Erneuerung einbehalten“ oder 
mit einem ähnlichen Vermerk und dem Dienſtſiegel der erneuernden Stelle zu verſehen. Die Aushändigung 
der neuen Karte hat Zug um Zug mit der etwaigen Uebergabe der alten Karte zu geſchehen. 
XIX. Nach F. 137 des Geſetzes iſt der Verſicherte befugt, binnen zwei Wochen nach Aushändi⸗ 
gung der neuen Quittungskarte gegen den Inhalt der Uebertragung Einſpruch zu erheben. Auf den 
Einſpruch und das Verfahren finden die Beſtimmungen unter XII bis XIV Anwendung. Nach Ablauf 
der Einſpruchs⸗ und Beſchwerdefriſt, oder nach Beendigung des Einſpruchs⸗ und Beſchwerde⸗ 
verfahrens iſt die alte Karte, ſofern eme ſolche eingereicht iſt, der für den Bezirk der erneuernden Stelle 
zuſtändigen Verſicherungsanſtalt einzuſenden (XV). 
Eine Erneuerung der Karte findet, abgeſehen von den Fällen des §. 136 des Geſetzes, noch ſtatt: 
a) wenn die Karte wegen einer unzuläjfigen Eintragung ſeitens einer Behörde angehalten wird 
($. 139 Abſatz 1 des Geſetzes); 

b) wenn im Falle des §. 158 die untere Verwaltungsbehörde an Stelle der Vernichtung der 
irrthümlich beigebrachten Marken die Einziehung der Quittungskarte und die Uebertragung 
des Inhalts derſelben auf eine neue Karte anordnet; ſ. unten XXV. 

e) wenn fur den Inhaber einer gelben Duittungsfarte (Formular A) eine graue Karte 
(Formular B) hätte ausgeſtellt werden müſſen (IV). 

Iſt die Behörde zur Ausſtellung von Karten nicht berechtigt, ſo hat ſie wegen Ausſtellung der 
nenen Karte eine zuſtändige Stelle zu erſuchen 


4. Abſchnitt. Berichtigung von nittungskarten. (Formular A.) 


XX. Sind in einer Quittungskarte zu wenig Marken oder Marken einer zu niedrigen 
Lohnklaſſe eingeklebt, ſo hat die untere Verwaltungsbehörde (Landrath, Oberamtmann, Mag ſtrat, 
Bürgermeiſter) oder der Vorſitzende der Rentenſtelle dem verpflichteten Arbeitgeber das nachträgliche 
Einkleben der fehlenden Marken oder die Beibringung von Marken der richtigen Lohnklaſſe aufzugeben. 
Kommt der Arbeitgeber dieſer Anordnung innerhalb der geſetzuen Friſt nicht nach, fo iſt das Peitreibungs- 
verfahren gemäß 8. 168 des Geſetzes einzuleiten. Für den beigetriebenen Beirag find die fehlenden oder 
richtigen Marken anzukaufen, einzukleben und zu enwerthen. 

Nach Beibringung der richtigen Marken hat die untere Verwaltungsbehörde (Vorſitzender der 
Rentenſtelle) die zu niedrigen Marten zu vernichten und wegen Rückzahlung des Werthes derſelben der 
Verſicherungsanſtalt Mittheilung zu machen. Die Aus zahlung des Geldbetrages oder die Vertheilung 
deſſelben zwiſchen den bei Ankauf der vernichteten Marken beiheiligt geweſenen Arbeitgebern und Ver⸗ 
ſicherten kaun dem Empfänger überlaſſen bleiben. 

Ueberſendet die Verſicherungsanſtalt den Betrag durch die Poſt, ſo bedarf es der Ausſtellung 
einer beſonderen Quittung des Empfängers nicht. Es iſt vielmehr Sache der Verſicherungsanſtalt, durch 
Poſiſchein oder auf andere Weiſe einen genügenden Nachweis über die Abſendung des Geldbetrages zu 
ihren Akten zu bringen. 

XXI. Können die Beiträge nicht beigetrieben werden, ſo iſt dem Verſicherten anheimzuſtellen, die 
Beiträge für die fehlenden oder zu niedrigen Marken ſelbſt zu zahlen. Iſt der Verſicherte hierzu nicht 
bereit, fo iſt von dem Berichtigungsverfahren ab zuſehen, die Karte mu den minderwerthigen Marken auf: 
zurechnen. Aufrechnungsbeſcheinigung zu ertheilen und dem Verſicherten eine neue Karte auszuſtellen, 
ſofern letzteres nicht bereits geſchehen. 

Die aufge rechnete Karte iſt mit den entſtandenen Vorgängen der Verſicherungsanſtalt einzuſenden. 

Wo die Einziehung der Beiträge durch Krankenkaſſen oder beſondere Hebeſtellen erfolgt (58. 148, 
150, 151 des Geſetzes), bleibt dieſen die Durchführung des Berichtigungsverfahrens überlaſſen. Den Werth 
der nachträglich von ihnen beigebrachten Marken haben dieſe Stellen, ſofern es ihnen nicht rathſam 
erſcheint, eine frühere Erſtattung zu fordern, mit dem nächſten regelmäßigen Beitrage einzuziehen. 

XXII. Eraiebt ſich, daß zu viel Marken beigebracht ſind, ſo hat die untere Verwaltungs⸗ 
behörde (der Vorſitzende der Rentenſtelleß die überſchießenden Marken zu vernichten und im Uebrigen 
nach XX Abſ. 2 zu verfahren. Findet das Einziehungsverfahren Anwendung, ſo iſt das Erforderliche 
auch hier den Kraukenkaſſen und H beſtellen zu überlaſſen. 

XXIII. Ein Berichtigungs verfahren wegen angeblicher Verwendung von Marken einer zu hohen 
Lohnklaſſe hat die untere Verwaltungsbehörde (Vorſitzender der Reutenſtelle) nur dann einzuleiten, wenn 
gleichfalls dargethan wird, daß Mrbeitgeber und Verſicherter ſich nicht, ſei es ausdrücklich, fei es 
ft Uichweigend, uber eine Verſicherung in der betreffenden höheren Lohnklaſſe geeinigt haben ($. 34 Abſ. 5 
des Geſetz 3). Wud das Verfahren eingeleitet, fo iſt gemaß XX Abſ. 2 zu verfahren. 

XXIV. Sind Marken einer unrichtigen Verſicherungsanſtalt beigebracht, ſo iſt die nach— 
träaliche Einklebung von Marken der richtigen Verſicherungsanſtalt zu veranlaſſen und im Uebrigen nach 
3 ff. XX Abſ. 2 zu verfahren. Die Verih tung des von der erſteren Verſicherungsanſtalt zu erſtattenden 
Betrages zwiſchen dem Arbeitgeber und dem Verſicherten bleibt auch hier den Betheiligten überlaſſen. 

XXV. Die unteren Verwaltungsbehör den (die Vorſitzenden der Rentenſtellen) ſind befugt, an 
Stelle der Vernichtung von Marken die Erneuerung (Erſetzung) der Quittungskarte (3. Abfchnitt) 
anzuordnen (§ 158 Abſ. 3 des Geſetzes). Bei der Uebertragung des Inhalts find nur die gültigen 
Eintragungen zu beruckſichtigen, die der Vernichtung anheimgefallenen Marken alſo außer Betracht zu 
laſſen. Die eingezogene Quinungsekarte ift nach Ziff. XVIII Nr. 3 zu behandeln. 

Sind Marten in bereits aufgerechneten und umgetauſchten Quittungskarten vernichtet worden, ſo 
bedarf es gleichzeuig der Berichtigung der Aufrechnungen und der von den Inhabern der Quittungskarte 
zu dieſem Zwecke einzuziehenden Beſcheinigungen über die Aufrechnungen. Die die Berichtigung der Karte vor- 
nehmende Behörde hat die von ihr in die Karte eingeklebten Marken vor Aushändigung der Karte zu entwerthen. 

XXVI. Ergiebt ſich bei der Aufrechnung oder Ernenerung von Quittungskarten, daß Marken in 
nicht vorſchriftsmäßiger Weiſe verwendet find, fo hat die Ausgabeftelle, ſofern die Betheiligten mit der Be⸗ 
richtigung einverftanden find, die Berichtigung nach Maßgabe der vorſteher den Beſtimmungen herbeizuführen. 
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5. Abſchnitt. Verlängerung der Gültigkeitsdauer der Quittungskarten. (Formular A.) 
Behandlung ungültiger Quittungskarten. (Formular A.) 


XXVII. Die Gültigkeitsdauer der Quittungskarten A. kann nach Bekanntmachung des Reichskanzlers 
vom 10. November 1899 durch Abſtempelung verlängert werden (§. 135 Abſ. 2 des Geſetzes). Die Abſtempe⸗ 
lung erfolgt Durch die unter I bis III bezeichneten Stellen. Die Verlängerung darf nur während der Gültig⸗ 
keitsdauer der Karte und zwar einmal für ein oder zwei weitere volle Jahre nach dem Ausſtellungstage 
und nur dann erfolgen, wenn für die Zeit vom Ausſtellungstage ab mindeſtens zwanzig Beitragswochen 
einſchließlich der denſelben gemäß §. 46 Abſ. 2 des Geſetzes gleich zu behandelnden Zeiten, nachgewieſen 
ſind. Die Entſcheidung darüber, ob die Verlängerung für ein oder zwei Jahre erfolgen ſoll, ſteht der 
Ausgabeſtelle zu. Dabei iſt auf die Größe des für Einklebung von Marken noch verfügbaren 
Raumes Nſckſicht zu nehmen. Die Verlängerung erfolgt durch Eintragung des Vermerks „Gültigkeit 
um .. Jahre verlängert“ auf der Innenſeite der Quittungskarte unter Beifügung des Datums in 
unmittelbarem Anſchluß an die bereits geklebten Marken Der Vermerk kann handſchriftlich oder durch 
Verwendung eines Stempels erfolgen; er iſt durch Beidruckung des Dienſtſiegels zu beglaubigen. Vor 
Rückgabe der Karte ſind die in der Karte befindlichen Marken, ſoweit ſie noch nicht entwerthet ſind, zu 
entwerthen; zugleich iſt auf der Innenſeite der Karte handſchriftlich oder durch Stempel die Geſammtzahl 
der in der Karte befindlichen Marken zu vermerken. 

Karten, deren fortdauernde Gültigkeit auf einer Anerkennung des Vorſtandes beruht (GX VT, 
dürfen nicht verlängert werden. 


XXVII. Wird eine Quittungskarte zum Umtauſch eingereicht, welche, weil ſeit dem Tage der Aus⸗ 
ſtellung zwei Jahre verfloſſen ſind, die Gültigkeit verloren hat G 135), fo iſt der Verſicherte darauf 
hinzuweiſen, daß er berechtigt iſt, die Anerkennung der fortdauernden Gültigkeit zu beantragen. Wird der Antrag 
geſtellt, jo hat die Ausgabeſtelle (Ibis III) dieſen zu Protokoll zu nehmen, die Quittungskarte einzubehalten 
und in dieſe auf der Innenſeite den Vermerk einzutragen: „Verſpätet zum Umtauſch vorgelegt.“ 
Der Antrag iſt mit der Quittungskarte dem Vorſtand der für den Beſchäſtigungsort auftändigen Verſiche⸗ 
rungsanſtalt ſogleich zu überſenden. Der Vorſtand entſcheidet über den Antrag und Ier det, ſofern er die 
fortdauernde Gültigkeit anerkennt, die Quittungskarte mit dem Anerkennungsvermerk an die Ausgabeſtelle 
zur Aufrechnung und zur Ertheilung der Aufrechnungs beſcheinigung zurück. Die aufgerechnete Quittungs⸗ 
karte iſt demnächft mit dem Protokoll an den Vorſtand der Verſicherungsanſtalt zurückzugeben. Wird die 
fortdauernde Gültigkeit nicht anerkannt, fo iſt der Verſicherte durch Vermittelung der Ausgabeſtelle Hier- 
von zu benachrichtigen, während die Quittungskarte zur Aufbewahrung von der Verſicherungsauſtalt 
zurückzubehalten iſt. Stellt der Verſicherte den Antrag auf Anerkennung der fortdauernden Gültigkeit 
der Karte nicht, ſo hat die Ausgabeſtelle in die Quittungskarte auf der Innenſeite den Vermerk: „Ver⸗ 
ſpätet zum Umtauſch vorgelegt, Anerkennungsantrag nicht geſtellt“ einzutragen. 

Wird die fortdauernde Gültigkeit nicht anerkannt, oder der Antrag auf Anerkennung der fort⸗ 
dauernden Gültigkeit nicht geſtellt, ſo iſt dem Verſicherten auf Verlangen eine Beſcheinigung über die 
Ablieferung der ungültigen Quittungskarte zu ertheilen. Die Aufrechnung und die Ertheilung der Auf: 
rechnungsbeſcheinigung unterbleibt in dieſem Falle. Die neue Quittungskarte erhält die Nummer, welche 
auf die Nummer der ungültigen Karte folgt. 

Quittungskarten, welche bei der Vorlegung zum Umtauſch Marken für weniger als zwanzig 
Beitragswochen enthalten (5. 46 des Geſetzes) ſind, ſofern feit dem Tage der Ausſtellung noch nicht 
zwei Jahre verfloſſen ſind, als gültige Karten zu behandeln. 

Für die Berechnung der zweijährigen Friſt ($. 135) iſt zu beachten, daß dieſelbe ihr Ende erſt 
mit Ablauf des Tages erreicht, welcher durch ſeine Bezeichnung dem Ausſtellungstage entſpricht. Hier⸗ 
nach verliert z. B. eine am 25. März 1900 ausgeſtellte Quittungskarte erſt mit dem Ablauf des 
25. März 1902 ihre Gültigkeit. Der Vermerk über die Verwendbarkeit der Karte (VII Abſ. 5, 6) hat 
auf die Gültigkeitsdauer der Karte keinen Einfluß. 


XXIX. Die vor dem 1. Januar 1900 ausgeſtellten Quittungskarten verlieren ihre 
Gültigkeit innerhalb zweier Jahre nach dem Tage ihrer Ausſtellung. Soweit dieſe Friſt vor dem 
1. Januar 1900 oder vor dem auf der Karte bezeichneten Zeitpunkte des Ablaufs der Gültigkeit ihr 
Ende erreicht, wird die Anerkennung der fortdauernden Gültigkeit durch den Vorſtand der Verſicherungs⸗ 
GË D erfolgen. Eine Verlängerung der Gultigkeitsdauer dieſer Karten durch Abſtempelung iſt nicht 
ſtatthaft. 
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III. Cheil. 


Quittungskarten für Selbſtverſicherung und deren Forkſetzung. (Formular B.) 


XXX. Ausſtellung der erſten Quittungskarte (Formular Di. Die erſte Quittungs⸗ 
karte B wird ſolchen Perſonen ausgeſtellt, welche auf Grund der Selbſtverſicherung in die Verſicherung 
eintreten. Perſonen, welche ſich bei einer zugelaſſenen Kaſſeneinrichtung ($$. 8, 10, 11 des Geſetzes) 
ſelbſtverſichern, werden Quittungskarten nicht ausgeſtellt. Die Ausſtellung erfolgt nur auf Antrag des zur 
Selbſtverſicherung Berechtigten. Vor der Ausſtellung iſt zu prüfen, ob die Perſon, für welche die Karte 
ausgeſtellt werden ſoll, zum Eintritt in die Verſicherung berechtigt iſt. Als Anhalt für dieſe Prüfung 
dient die unter V erwähnte Anleitung des Reichs⸗Verſicherungsamts. 

Im Uebrigen finden auf die Ausſtellung der Quittungskarte B die Beſtimmungen der Ziffern 
VI Na VILL mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß bei der Ausfüllung des Formulars neben dem am 
Kopf der Karte befindlichen Vermerk „Verſicherungsanſtalt“ bet Déi ſelbſtverſichernden Perſonen, welche 
nicht beſchäftigt werden, der Name derjenigen Verſicherungsanſtalt einzutragen iſt, in deren Bezirk fie ſich 
aufhalten und in den Vermerk „Verwendbar für die Zeit ſeit dem .. ten .. . “ ein mehr als ein Jahr 
zurudliegender Zeitpunkt nicht eingetragen werden darf (§. 146 des Geſetzes). 

XXXI. Umtauſch der Quittungskarten (Formular B). Auf den Umtauſch der Quittungs⸗ 
karten B finden die Vorſchriften der Ziffern IX bis XVI enifprechende Anwendung, jedoch werden bei 
der Aufrechnung der alten Quittungskarte nur die durch Marken nachgewieſenen Beitragswochen 
zuſammengerechnet und für jede Lohnklaſſe getrennt in die für die betreffende Lohnklaſſe beſtimmte Rubrik 
der Tabelle eingetragen. Eine Eintragung von Krankheitszeiten oder militäriſchen Dienſt— 
leiſtungen findet nicht ſtatt. Auch in die Beſcheinigung über die aus der Aufrechnung ſich 
ergebenden Endzahlen ſind dementſprechend Krankheitszeiten und militäriſche Dienſtleiſtungen nicht 
einzutragen. 

XXXII. Die Erneuerung Erſetzung) von Quittungskarten (Formular B). Auf die 
Erneuerung (Erſetzung) der Quittungskarten B finden die Beſtimmungen unter XVIII und XIX 
entſprechende Anwendung. Eine Erneuerung der Quittungskarte B hat auch ſtattzufinden, wenn ein Verſicherter 
zu Unrecht eine Quiitungskarte B an Stelle einer Quittungskarte A benutzt. 

XXXIII. Berichtigung von Quittungskarten (Formular B). Da einerſeits die Ver⸗ 
pflichtung zur Verwendung von Doppelmarken für die freiwillige Verſicherung fortgefallen, anderſeits die 
freiwillige Verſicherung in jeder beliebigen Lohntlaffe zugelaſſen iſt, fo findet eine Berichtigung von 
Quittungskarten nur ſtatt, wenn Marken einer unrichtigen Verſicherungsanſtalt verwendet ſind. In dieſem 
Falle iſt gemäß XXIV zu verfahren. 

XXXIV. Eine Verlängerung der Gültigkeitsdauer der Quittungskarten B iſt nicht zuläſſig. 
Für die Behandlung ungülliger Quitungskarten D find die Vorſchriſten unter XX VIII maßgebend. 


IV. Cheil. 
Schlußbeſtimmungen. 


XXXV. Fehlt einem Verſicherten die Quittungskarte, weil fein Arbeitgeber die bisherige, noch 
verwendbare Quittungskarte widerrechtlich einbehalten hat, ſo iſt eine neue Karte mit der auf die 
Nummer der zurückbehalienen Karte folgenden Nummer auszuſtellen und durch Vermittelung der zuftändigen 
Polizeibehörde dafür Sorge zu tragen, daß dem Arbeitgeber die Karte abgenommen und ſeine Beſtrafung 
auf Grund 8.181 Ziff. 4 des Geſetzes herbeigeführt wird. Die abgenommene Karte iſt wie eine zum 
Umtauſch vorgelegte Karte zu behandeln. 

XXXVI. Den Verſicherten, welche einer zugelaſſenen Kaſſeneinrichtung (88. 8, 10, 11 des 
Geſetzes) als Mitglieder angehören, ift die Quittungskarte auf ihren Antrag jederzeit aufzurechnen. Beſcheinigte 
Krankheiten und militäriſche Dienſtleiſtungen find bei der Aufrechnung nur inſoweit zu berückſichtigen als 
ſie für die Zeit zwiſchen dem Ausſtellungstage der aufzurechnenden Quittungskarte und dem Tage des 
Eintritts in die Kaſſeneinrichtung nachgewieſen werden. Auf der Vorderſeite der Aufrechnungs⸗Beſcheinigung 
iſt unten der Vermerk zu ſetzen: „Neue Karte nicht ausgeſtellt“. Eine neue Quittungskarte iſt erſt beim 
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Ausfcheiben des Verſicherten aus der Kaſſeneinrichtung auf Grund dieſer Aufrechnungs⸗Beſcheinigung 
auszustellen. Hierbei iſt in die neue Quittungskarte die Zahl einzutragen, die auf die in der Aufrechnungs⸗ 
Beſcheinigung bezeichnete Karte folgt. Wird dieſe Aufrechnungs-Beſcheinigung nicht vorgelegt, ſo erhält die 
ueue Quittungskarte die Nummer, welche auf die Nummer der für den Verſicherten zuletzt ausgeſtellten 
Karte, ſoweit dieſe zu ermitteln iſt, folgt, ſonſt die Nummer 1. 

XXXVII. Wird von einer verheiratheten weiblichen Perſon die Erfiattung der Beiträge . 42) 
und zugleich die Ausſtellung einer neuen Quittungskarte beantragt, fo erhält dieſe Karte die auf die 
Nummer der letzten Karte folgende Nummer. Sobald die Beiträge erſtattet ſind, iſt die Nummer der Karte 
in die Nummer 1 zu berichtigen. Wird der Antrag auf Ausſtellung einer neuen Quittungskarte von 
einer verheiratheten weiblichen Perſon geſtellt, nachdem die Beiträge bereits erſtattet ſind, ſo erhalt die 
neue Karte ſogleich die Nummer 1. 

XXXVIII. Die Ausſtellung, der Umtauſch und die Erneuerung der Quittungskarte ſowie die 
Ertheilung der Beſcheinigung erfolgen koſten⸗ und gebührenfrei. 

Nur in zwei Fällen hat die Ausgabeſtelle für die Ausſtellung einer Duitrungsfarte von den 
Betheiligten Koſten, die auf fünf Pfennige für jede Karte feſigeſetzt werden, zu beanſpruchen: 

1. wenn der Verſicherte, bevor in ſeiner Karte für mindeſtens 30 Wochen Beitragsmarken vers 

wendet ſind oder die Gültigkeit der Karte gemäß F. 135 des Geſetzes erloſchen iſt, die Aus— 
ſtellung einer neuen Quittungskarte gegen Rückgabe der älteren Karte beantragt (5. 131 Abi. 3 
des Geſetzes). In den Fällen der Ziffer XIX hat jedoch die Aufrechnung und Ausſtellung 
der Karten ſtets koſtenlos zu erfolgen; 

2. wenn die Ausſtellung der Karte um deswillen, weil der Verſicherte ſelbſt die rechtzeitige 

Beſchaffung einer Karte zu Unrecht unterlaſſen hat, von dem Arbeitgeber beantragt wird 
C. 131 Abſ. 2 des Geſetzes). Beantragt dagegen der Arbeitgeber die Ausſtellung einer 
Quittungskarte im Auftrage des Verſicherten, fo find Koſten nicht zu fordern. 

Im Zweifelsfalle hat der Umtauſch der Kaͤrte koſtenfrei zu erfolgen. 

XXXIX. Alle Eintragungen ſind deutlich und ohne Raſuren mit einer Tinte zu bewirken, welche 
weder verbleicht, noch verwiſcht oder abdruckt. Korrekturen dürfen nur durch einfaches Durch— 
ſtreichen bewirkt werden, ſie ſind mit dem Datum zu verſehen und durch Beidrückung des Dienſtſiegels 
zu beglaubigen. 

Bei allen mit der Ausſtellung, dem Umtausch, der Erneuerung und der Berichtigung von 
Quittuugskarten zuſammenhängenden Geſchäſten iſt darauf zu achten, daß dem Verſicherten wiederholte 
zeitraubende Gänge und ſonſtige Weiterungen erſpart bleiben. Auch dürfen den Arbeitgebern 
und den Verſicherten Portokoſten nicht entſtehen. 

XL. Den Aus gabeſtellen wird von der für ihren Bezirk zuſtändigen Verſicherungsanſtalt die 
erforderliche Anzahl von Formularen zu Quittungskarten koſtenlos zur Verfügung geſtellt werden; 
Formulare, in denen der Name der Verſicherungsanſtalt vorgedrudt iſt, dürfen nicht 
geliefert werden. Die ſpätere Ergänzung des Vorraths hat die Ausgabiftelle bei der Verſicherungs⸗ 
anſtalt rechtzeitig zu beantragen; dabei find die für Quittungskarten von den Betheiligten erhobenen 
Beträge (GAN UU zu verrechnen. 

Die Koſten für die Formulare der Beſcheinigungen über die Aufrechnung (Al ff.) tragen die 
Ausgabeſtellen. 


Berlin, den 17. November 1899. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Brefeld. 


der Durchführung des Einzugsverfahrens (58. 148 ff.) findet dieſe Beſtimmung keine Anwendung. 


verſchaffen oder einem Anderen Schaden zuzufügen. 
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Aulage 1. 


Quittuugskarten⸗Formular A. 


Verſcherunnsanſtalt: kr 2 0 der Bugs, 
(Hter iſt bel der erſten Sultane der Name dellenigen Anfiatt et deren eek ber Ba SS” Fe 


d ve 3 
ſicherte zu dieſer Zeit befchäftigt ift, jede folgende Karle ıfı mit dem Namen der auf der nächſtvorhergehenden = * 
Karte nermer!ten Anſtalt zu verſehen) 
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Zur Vermeidung der Ungültigkeit an zweier Jahre nach dem denne zum Umtauſch 
oder zur Verlängerung vorzulegen. 
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Pa- Zur Bea ch tun g. Für Verſichernugspflichtige find, und zwar auch im Falle der Weiter⸗ 
verſicherung, nur dieſe gelben Quittungskarten zu verwenden. 7 


Juvalidenverſicherungsgeſetz. 

8.139. Die Eintragung eines Urtheils über die Führung oder die Leiſtungen des Inhabers ſowie 
ſonſtige durch dieſes Geſetz nicht vorgeſehene Eintragungen oder Vermerke in oder an der Quittungskarte ſind 
unzuläſſig. Quittungskarten, in welchen derartige Eintragungen oder Vermerke ſich vorfinden, ſind von jeder 
Behörde, weicher ſie zugehen, einzubehalten. Die Behörde hat die Erſetzung derſelben durch neue Karten, in welche 
der zulaſſige Inhalt der erſteren nach Maßgabe der Beſtimmung des . 136 zu übernehmen iſt, zu veranlaſſen. 

Dem Arbeitgeber ſowie Dritten iſt unterſagt, die Quittungskarte nach Einklebung der Marken wider 
den Willen des Inhabers zurückzubehalten. Auf die Zurückbehaltung der Karten ſeitens der zuſtändigen Ber 
hörden und Organe zu Zwecken des Umtauſches, der Kontrole, Berichtigung, Aufrechnung, Uebertragung oder 


Quittungskarten, welche im Widerſpruche mit dieſer Vorſchriſt zurückbehalten werden, ſind durch die 
Ortsponzeibehörde dem Zuwiderhandelnden abzunehmen und dem Berechtigten auszuhändigen. Der erſtere 
bleibt dem letzteren für alle Nachtheile, welche dieſem aus der Zuwiderhandlung erwachſen, verantwortlich. 

F. 184. Wer in Quittungskarten Eintragungen oder Vermerke macht, welche nach 8. 139 unzuläſſig 
ſind, oder wer in Quittungzskarten den Vordruck oder die zur Ausfüllung des Vordrucks eingetragenen Worte 
oder Zahlen verfäſſcht oder wiſſentlich von einer derart verfälſchten Karte Gebrauch macht, kann von der 
unteren Verwaltungsbehörde und da, wo Rentenſtellen die Beitragskontrole übertragen iſt, von dem Vor⸗ 
ſitzenden derfelben mit Geldſtrafe bis zu zwanzig Mark belegt werden. 

Sind die Eintragungen, Vermerke oder Veränderungen in der Abſicht gemacht worden, den Inhaber der 
Quittungskarte anderen Arbeitgebern gegenüber zu kennzeichnen, fo tritt Geldſtrafe bis zu zweltauſend Mark 
oder Gefängnitz bis zu ſechs Monaten ein. Sind mildernde Umſtände vorhanden, fo Tann Datt der Gefängniß⸗ 
ſtrafe auf Haft erkannt werden. 

Eine Verfolgung wegen Urkundenfälſchung (88. 267, 268 des Reichs⸗Strafgeſetzbuchs) tritt nur ein, 
wenn die Fälſchung in der Abſicht begangen wurde, D oder einem Anderen einen Vermögensvortheil zu 


*) Zu durchſtreichen, wenn die Ausgabeſtelle keine Liſte ber Quittungskarten A führt. 
r) Auf Antrag auszufüllen, ſofern in die Karte Marken fur die Zeit vor ihrer Ausſtellung an find ($. 148). 
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Für jede Kalenderwoche, in welcher eine verſtcherungsyflichttae Beſchäftigung "attaefumacn hal, ict ein Bettrag zu entrichten. Die Beitrags entrichtung erfolgt durch Elnlleben 
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1 Arbeitgeber und Verſicherte dürfen Marten nur dadurch entwerthen, daß auf 
| denſelven der Entwerthungstag in Ziffern, z. V. 15. 3. 01, angegeben wird. Marken für 
Zeitabſchnitte von mehr als einer Woche müfen immer entwerthet werden. 
Marten, welche vom Verſicherten ſtatt des Arbeitgebers eingeklebt werden, ſind bei Verluſt 
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von Marken fur die entſprechende Zahl von Wochen; dabet find die Felder, von oben links beginnend, in fortlaufender Reihe zu bekleben 


e EE 


(Hier iſt bei der erſten DutttungSfarte der Name derjenigen Anſtalt einzutragen, in deren Bezirke der Ver⸗ 
ſicherte zu dieſer Zett veſchafugt iſt oder, ſofern eine Beſchäftigung nicht ſtattfindet, ſich aufhält, jede 
folgende Karte iſt mit dem Numen der auf der nächſtvorhergehenden Karte vermerkten Anſtalt zu verſehen.) 


Ausgabeſtelle He. Ee EEN e 

(Lifte der Quittungskarten B Nr. )*) — 7% 

Ausgeſtellt an (9 eg 3 

(germendbart) für die Zeit fett dem en gel 

Zur Vermeidung der Ungültigkeit innerhalb zweier Jahre nach dem Ausſtellungstage zum Umtanſch 


vorzulegen. 
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(Wohnung) 


dieſer Karte | Bernfsſtellungz - 
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“ Zur Beachtung. Für Selbſtverſicherung und deren Fortſetzung dürfen bei einer Ordnungsſtrafe 
bis zu 20 Mark nur Diefe grauen Quittungskarten verwendet werden. TER 


Invalidenverſicherungsgeſetz. 


8. 14 Abſ. 1. Folgende Perſonen find befugt, freiwillig in die Verſicherung einzutreten, ſolange 
fie das vierzigſte Lebensjahr nicht vollendet haben (Selbitverficherung): 

1. Betriebsbeamte, Werkmeiſter, Techniker, Handlungsgehülfen und ſonſtige Angeſtellte, deren 
dienſtliche Beſchäftigung ihren Hauptberuf bildet, ferner Lehrer und Erzieher ſowie Schiffsführer, 
ſämmtlich ſofern ihr regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt mehr als 
zweitauſend Mark, aber nicht über dreitauſend Mark beträgt; 

2. Gewerbetreibende und ſonſtige Betriebsunternehmer, welche nicht regelmäßig mehr als zwei 
verſtcherungspflichtige Lohnarbeiter beſchäftigen, ſowie Hausgewerbetreibende, ſämmtlich ſoweit 
nicht durch Beſchluß des Bundesraths (5. 2 Abf. 1) die Verſicherungspflicht auf fie erſtreckt 
worden iſt; 

3. Perſonen, welche auf Grund des §. 3 Abſ. 2 und 5. 4 Abſ. 1 der Verſicherungspflicht nicht 
unterliegen. 

Dieſe Perſonen find ferner berechtigt, beim Ausſcheiden aus dem die Berechtigung zur Selbſtverſicherung 
begründenden Verhältniſſe die Selbſtverſicherung fortzuſetzen und nach den Beſtimmungen des . 46 zu 
erneuern. 


) Zu durchſtreichen, wenn die Ausgabeſtelle keine Liſte der Quittungskarten B führt. 
) Auf Antrag auszufü en, foferm in die Karte Marken für die Zeit vor ihrer Ausſtellung einzukleben find (5. 146). 
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Für jede Woche kommt nur ein Beitrag in Anrechnung. Die Marken find, von oben links beginnend, in fortiautender Reine eim mkleben. 
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Dei freiwilliger Verſicherung find Marken derjenigen Verſicherungsanſtalt zu ver⸗ 
wenden, in deren Bezuke die Verficherten beſchäftigt find oder, fofern eine Beſchäſtigung 
D nicht ſrattftudet, Ba aufhalten. Dabel ſteht ihn en die Wahl der Lohnklaſſe frei (8. 145). 
DA ed 2 = 2. Verſicherte dürfen Marten nur dadurch entwerthen, daß auf denſelben der Ent⸗ 
werthungstag in Ziffern, z. B. 15. 3. 01, angegeben wird. Marken für Zeitabſchultte 

von mehr als einer Woche müſſen immer entwerthet werden. 

3. Bei der Selbſtverſicherung und ihrer Joriſetzung mëtten zur KAufrechthaltung der 
Anwar'ſchaft wahrend der zwei Jahre nach dem Tage der Ausſtellung dieſer Qulteungs⸗ 
karte mindeſtens für 40 Beittagswochen Beitrage durch Einlleben von Marken ent 
richtet werden (8 46). 

4. Frerwillig Beitrage dürfen für eine länger als eln Jahr zurückliegende Zeit ſowie 
| . j nach eingetretener Erwerbsunſähig keit nachträgtich oder für die fernere Dauer der 
Erwerbsunfahigkeit nicht entrichtet werden (8. 146). 
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) Die Formulare für die Beſcheinigungen ſollen thunlichſt e 
halbe Größe der Quittungskarte nicht überſchreiten. 


Anluge 4. 


Bekanntmachung, 
betreffend 


die Entwerthung und Vernichtung der Marken bei der Invalidenverſicherung. 


Vom 9. November 1899. 


Auf Grund der 88. 141, 144, 148, 149, 152, 158, 160, 163 des Juvalidenverſicherungsgeſetzes 
hat der Bundesrath über die Entwerthung und Vernichtung der Marken bei der Invalidenverſicherung 
nachſtehende Vorſchriften beid offen: 

1. Arbeitgeber und Verſicherte, welche Marken in die Quittungskarten einkleben, ſind zur Ent⸗ 


== 


Eu 


werthung dieſer Marken, ſoweit fie nur für eine Woche gelten, befugt, ſoweit fie aber für 
mehr als eine Woche gelten, verpflichtet. ü d 

Durch die Landes⸗Centralbehörde kann angeordnet werden, daß bei der freiwilligen 
Verſicherung (58. 14, 145 des Invalidenverſicherungsgeſetzes) die Verficherten zur Entwerthung 
auch derjenigen Marken verpflichtet ſind, welche nur für eine Woche gelten. 


„Die die Beiträge einziehenden Stellen (Krankenkaſſen, Knappſchafiskaſſen, Gemeindebehörden 


und andere von der Landes⸗Centralbehörde bezeichnete Stellen, örtliche von der Verſicherungs⸗ 
anſtalt eingerichtete Hebeſtellen) ſind verpflichtet, die den eingezogenen Beiträgen entſprechenden 
Marken zu entwerthen. 

Die gleiche Verpflichtung liegt denjenigen Beamten, welche im Wege des Berichtigungs⸗ 
verfahrens Marken verwenden, bezüglich dieſer Marken ob. 


3. Werden Quittungskarten zur Verlängerung ihrer Gültigkeitsdauer vorgelegt, ſo iſt die Ver⸗ 


längerungsſtelle verpflichtet, alle darin befindlichen Marken, ſoweit ſie noch nicht entwerthet 
ſind, zu entwerthen und zugleich auf der Innenſeite der Karte handſchriftlich oder durch 
Stempel die Geſammtzahl der in der Karte befindlichen Marken zu vermerken. 


„Diejenigen Organe der Verſicherungsauſtalten, Behörden oder Beamten, welche die Kontrole 


der Beitragsentrichtung ausüben, find befugt, alle in den Quittungslarten befindlichen Marken 
zu entwerthen, welche noch nicht entwerthet find. 


5. Die Entwerthung der Marken liegt in den Fällen zu 1 und 2 demjenigen ob, welcher die 


Marken einzukleben hat; im Falle der Entwerthungspflicht ſoll ſie alsbald nach der Ein⸗ 
klebung erfolgen. 


. Die Entwerthung darf nur in der Weiſe erfolgen, daß auf den einzelnen Marken hand: 


ſchriftlich oder durch Stempel der Entwerthungstag in Ziffern, z. B. für den 15. März 1900 
„15. 3. 00“ oder für den 10. Februar 1901 „10. 2. 01“, deutlich angegeben wird. Zur 
Entwerthung iſt Tinte oder ein ähnlicher feſthaltender Farbſtoff zu verwenden. 

Für das Einzugsverfahren, das Berichtigungsverfahren, die Verlängerung und die 
Beitragskontrole kann die Landes⸗Centralbehörde eine andere Art der Entwerthung vor⸗ 
ſchreiben oder zulaſſen. 

Andere Entwerthungszeichen ſind unzuläſſig. 


Marken, welche nicht bereits anderweit entwerthet worden ſind, müſſen entwerthet werden. 


ſobald die die Marken enthaltende Quinungskarte zum Umtausch eingereicht iſt. Dieſe Ent⸗ 
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werthung liegt den Vorſtänden der Verſicherungsanſtalten oder anderen von der Landes: 
Centralbehörde bezeichneten Stellen ob; fie it, ſofern fie etwa verſäumt ſein ſollte, von jeder 
Behörde, an welche die Karte nach dem Umtauſche gelangt, nachzuholen. Die Form der 
Entwerthung bleibt der entwerthenden Stelle überlaſſen. Auf der Außenſeite der Karte iſt 
handſchriftlich oder durch Stempel der Vermerk „Entwerthet“ zu ſetzen und die eutwerthende 
Stelle zu bezeichnen. 


„Bei der Entwerthung dürfen die Marken nicht unkenntlich gemacht werden, ins beſondere 


müſſen der Geldwerth, die Lohnklaſſe und der Name der Verſicherungsanſtalt erſichtlich bleiben. 


Wer den vorſtehenden oder den von der Landes⸗Centralbehörde gemäß Ziffer 6 Abi. 2 


getroffenen Anordnungen zuwiderhandelt, kann für jeden Fall, ſofern nicht nach anderen 
Vorſchriften eine höhere Strafe verwirkt iſt, von der unteren Verwaltungsbehörde und da, 
wo die Beitragskontrole Rentenſtellen übertragen iſt, von deren Vorſitzenden mit einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe bis zu zwanzig Mark belegt werden. 
Die Beſtimmungen über die Verpflichtung der Hausgewerbetreibenden der Tabackfabrikation 
und der Textilindustrie, die für ſich und ihre Hülfsperſonen verwendeten Marken zu entwerthen 
(Bekanntmachungen vom 16. Dezember 1891, 1. März 1894 und 9. November 1895, Reichs- 
Geſetzbl. S. 395, 324 und 1 0 bleiben in Kraft. 

Auf Zuwiderhandlungen findet die Strafbeſtimmung der Ziffer 9 Anwendung. 
Die Vernichtung der Marken erfolgt dadurch, daß ſie durch einen darauf geſetzten Vermerk 
als ungültig erklärt werden. Dabei iſt auf die Außenſeite der Quittungskarte handſchriftlich 
oder durch Stempel unter Einrückung der Zahl der vernichteten Marken der Vermerk 
5 ee vernichtet“ ſowie die Bezeichnung der die Vernichtung vornehmenden Stelle 
zu ſetzen. 
Dieſe Vorſchriſten treten vom 1. Januar 1900 ab an die Stelle der in der Belannunachung 
vom 24. Dezember 1891 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 399) veröffentlichten Vorſchriften. 


Berlin, den 9. November 1899. 


Der Reichskanzler. 


In Vertretung: 
Hraf von Poſadowsky. 


Aeteuët bel Jalins Zilienfelb in Perling M. 
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